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Claus Schöndube

Skeptische Gedanken zum Europatag 1969

Zwanzig Jahre Europarat

„Einmal im Jahr begehen die Bürger von alten 
und neuen Ländern überall in der Welt ihren 
Nationaltag, um die Leistungen und die Ideale, 
die zur Staatwerdung geführt haben, zu feiern. 
Wo Länder in weiteren Bindungen leben, wie 
zum Beispiel als Mitglieder der Vereinten Na-
tionen oder des britischen Commonwealth, wird 
neben dem Nationalfeiertag auch noch an 
einem anderen Tag der internationalen Zu-
sammengehörigkeit und der friedlichen Zu-
sammenarbeit gedacht.

Trotz aller Fortschritte auf dem Wege zur Eini-
gung, die unser alter Kontinent seit 1945 ge-
macht hat, haben die Europäer erst seit kurzer 
Zeit ihren ,Europa-Tag'. Nach langen Vorar-
beiten durch amtliche Stellen und Privatorga-
nisationen hat der Europarat im Jahre 1964 
schließlich den Vorschlag zur Einführung eines 
jährlichen Europa-Tages angenommen, der ein 
Symbol der gemeinsamen Ideale und Hoffnun-
gen unserer Völker sein soll. So wehte am 
5. Mai 1965, sechzehn Jahre nach der Unter-
zeichnung des Statuts des Europarates in Lon-
don, die europäische Flagge zur feierlichen Be-
gehung des ersten Europa-Tages.

Seither sind die Feiern immer zahlreicher und 
sinnreicher geworden. Plätze und Straßen in 
Städten und Dörfern überall in Europa wur-
den nach Europa selbst oder den Schrittma-
chern seiner Einigung benannt. Jedes Jahr 
werden besondere Veranstaltungen, Konzerte, 
Ausstellungen, Diskussionen, Filmfestivals 
und sogar Paraden mit einem europäischen 
Thema durchgeführt. Immer häufiger sieht man 
die Fahne mit dem europäischen Symbol, dem 
Kreis von 12 goldenen Sternen auf blauem 
Grund, neben der Nationalfahne auf öffent-
lichen Gebäuden wehen.

Wenn der Europa-Tag wirklich ein Symbol der 
Hoffnungen unserer Völker sein soll und nicht 
nur eine Gelegenheit zum Festefeiern, müssen 
wir uns doch bewußt sein, daß d
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as Werk der 
Einigung Europas noch lange nicht vollendet 
ist." )

Mit diesen Sätzen beginnt eine Schrift des Eu-
roparates zum Europatag 1968. Am 5. Mai die-
ses Jahres begehen wir den zwanzigsten Jah-
restag der Unterzeichnung des Statuts des Eu-
roparates in London. Wieder werden Reden 
gehalten werden, Erklärungen veröffentlicht, 
Mahnungen und trostreiche Worte zu verneh-
men sein, die die gegenwärtige Stagnation der 
europäischen Integration zu erklären, abzu-
schwächen, umzuinterpretieren oder zu ver-
harmlosen versuchen. Aber trotz dieser Bemü-
hungen wird man nicht ableugnen können, daß 
spätestens seit der EWG-Krise 1965 (wenn man 
das Datum nicht noch früher ansetzen will — 
etwa beim Scheitern des ersten Beitrittsgesu-
ches Großbritanniens in die EWG vom Januar

1963) der Aufbau des vereinten Europa sta-
gniert. Als Zyniker könnte man hinzufügen: 
Seit wir den Europatag feiern, geht es mit Eu-
ropa nicht mehr voran.
Und doch hatte es zu Zeiten der Gründung des 
Europarates so ausgesehen, als gelänge es im 
ersten oder zweiten Anlauf, den Kern einer 
politischen Einheit Europas zu schaffen, jenen 
Kern, der den „point of no return" bedeutet 
hätte, von dem aus nur noch der Weg der Er-
weiterung und der Vertiefung der einmal ge-
gründeten Organisation möglich gewesen 
wäre, nicht aber die Rückkehr zu den totge-
glaubten und damals verabscheuten und dis-
kreditierten Nationalismen. Hatte es damals 
nicht den Anschein, als ob auch die Staaten 
sich der zwingenden Logik der Vereinigung 
nicht würden entziehen können?

1) Europatag — 5. Mai, hrsg. von der Presse- und 
Informationsabteilung des Europarates, Straßburg 
o J. (1968), S. 2.



Der erste Anlauf

Als im Mai 1948 knapp tausend Delegierte 
zum ersten Haager Kongreß zusammenkamen, 
der zur Gründung der Europäischen Bewegung 
führte, hatten wohl manche die Überzeugung, 
daß der Stein ins Rollen gekommen sei. Das 
Echo dieses Kongresses war beachtlich. Zudem 
waren nach dem Haag die bedeutendsten Poli-
tiker — zumindest des westlichen Europas — 
gekommen. Und auch die Regierungen waren 
beeindruckt. Nachdem bereits andere Ereignis-
se — die jedoch in die gleiche Richtung deute-
ten — zur Gründung der Organisation für Eu-
ropäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC) geführt hatten, der Brüsseler Pakt (die 
heutige WEU) gegründet worden war und 
erste Vorschläge für eine atlantische Verteidi-
gungsallianz diskutiert wurden, schien es an-
gebracht, Europa auch politisch zu organisie-
ren. Es gelang tatsächlich den europäischen 
Kräften, die Regierungen Westeuropas, in de-
nen sie teilweise selbst saßen, zur Gründung 
des Europarates zu bewegen.

Als aber dann der Vertragsentwurf bekannt 
wurde, zeigte es sich, daß nicht eine überna-
tionale Institution gegründet werden sollte, 
sondern daß die Satzung eine zwischenstaat-
liche Institution ins Leben rief, deren entschei-
dendes Organ, das Ministerkomitee, nicht auf 
das Prinzip der Einstimmigkeit verzichtete und 
daß selbst einstimmige Beschlüsse dieses Or-
gans für die Mitgliedsregierungen nicht bin-
dend waren. Dem parlamentarischen Organ — 
oder sollte man pseudoparlamentarisch sagen? 
— hatte man überhaupt keine Rechte zugebil-
ligt.
So brach — kaum war die Beratende Versamm-
lung zum ersten Mal zusammengetreten — der 
offene Konflikt aus zwischen den Föderalisten 
(die auf der Schaffung einer übernationalen 

Autorität bestanden) und den anderen (die 
man damals wenig differenziert einfach Funk-
tionalisten nannte, obwohl sich unter ihnen die 
verschiedensten Strömungen verbargen).
Dieser Konflikt in einer Versammlung, die 
nichts entscheiden konnte, dauerte bis in die 
Dezembertage 1951, obwohl sich schon vorher 
zeigte, daß im Europarat und in dieser Zusam-
mensetzung der teilnehmenden Staaten die 
Einheit Europas nicht zu erreichen war (Robert 
Schuman hat daraus am 9. Mai 1950 die Kon-
sequenz gezogen, wie weiter unten noch aus-
geführt wird). Markiert wurde das Ende der 
„revolutionären Phase" des Europarates durch 
den Rücktritt von Paul Henri Spaak als Präsi-
dent der Beratenden Versammlung am 11. De-
zember 1951; seine Rücktrittsrede gehört wohl 
zu den erregendsten Dokumenten jener 
Epoche.
Nachdem Spaak den Satz aus Bernard Shaws 
„Heiliger Johanna" zitiert hatte: „Lassen wir 
nun die Verrückten es machen! Seht doch, wo-
hin die Weisen uns geführt haben!", fuhr er 
fort: „Ob wir es gern hören oder nicht, heute 
ist es nicht mehr diese Versammlung, die die 
Sache des Vereinigten Europas vertritt. Und 
das ist der Grund meiner Traurigkeit. Jene, 
die auf dem Wege fortfahren wollen, den wir 
seit einigen Jahren beschritten haben, wissen 
nunmehr, daß die hier bestehenden Möglich-
keiten nahezu gleich Null geworden sind. Sie 
wissen nunmehr, daß man über die Mauer die-
ses Hauses hinaus schauen muß, daß man das 
Problem nur dann lösen wird, wenn man sich 
erneut d
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er Propaganda zuwendet, erneut die 
öffentliche Meinung aufruft, indem man die 
Völker alarmiert, ihnen die wirkliche Lage auf-
zeigt und ihnen dartut, wo die Rettung liegt, 
wenn man das Unheil verhüten will." )

Ursachen des Scheiterns

Woran scheiterte die Beratende Versammlung 
und mit ihr jene Vorstellung, für West-, Nord-
und Südosteuropa eine „Europäische Politische 
Behörde mit beschränkten Funktionen, aber 
realen Machtbefugnissen" zu schaffen, wie es 
die Beratende Versammlung des Europarates 
am 6. September 1949 beschlossen hatte?3) Heu-

3) Europa. Dokumente zur Frage der europäischen 
Einigung, München 1962, S. 386.

2) Claus Schöndube, Christel Ruppert, 
setzt sich durch, Hangelar 1964, S. 169.

te besteht kein Zweifel mehr daran, daß das 
Nein Großbritanniens und in seinem Gefolge 
auch das Nein der nordischen Staaten die 
Hauptursache des Mißerfolges waren. Und das 
einigungswilligere Westeuropa (dessen Ver-
treter bereits am 18. April 1951 den Vertrag zur 
Gründung der Montanunion unterzeichnet hat-



ten) war dem Mißtrauen aller sozialistischen 
und auch liberalen Kräfte ausgesetzt, die in 
der Sechsergruppierung ein klerikales Rest-
europa vermuteten und zudem einen Versuch 
Frankreichs, in Westeuropa eine Hegemonie-
stellung zu erringen. Widerstand gab es also 

überall, und das war der Grund, der Robert 
Schuman veranlaßte, die sogenannte „funktio-
nalistische" Methode für die europäische Eini-
gung anzuwenden, mit der schrittweise der In-
tegrationsprozeß in Gang gesetzt werden 
sollte.

Der Europarat zwischen Politik und

Zurück blieb der Europarat, der in den folgen-
den achtzehn Jahren zwar noch manche politi-
schen Vorstöße unternahm und als Diskussions-
ort europäischer Initiativen gute Dienste lei-
stete, der aber nicht mehr als Ort zur Durchset-
zung der europäischen Integration gelten 
konnte. So wandte er sich anderen Aufgaben 
zu. In über 50 Konventionen und durch seine 
Bemühungen auf dem Gebiete der Kultur, des 
Erziehungswesens, des Gesundheitswesens, 
der Rechtsangleichung und anderer Gebiete 
hat er sich verdient gemacht; er hat erstklassi-
ges auf zweitrangigem Gebiet geleistet, wie 
ein Kenner der Materie treffend formulierte. 
Wenn man aber heute — zwanzig Jahre nach 
der Gründung des Rates — auf die Hoffnun-
gen zurückschaut, die damals mit seiner Grün-
dung verbunden waren, dann muß man mit 
Wehmut feststellen, daß er diese nicht erfüllt 
hat. Und ein Gefühl der Rührung gesellt sich

Kammerton

hinzu, wenn man sieht, mit welchem Ernst 
verschiedene Arbeiten dort vorangetrieben 
werden, etwa die Bemühungen um die Fixie-
rung des Kammertons.

Der vielleicht wichtigste Beitrag, der aus den 
frühen fünfziger Jahren übriggeblieben ist, ist 
die Konvention der Menschenrechte, in deren 
Rahmen der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte gebildet worden ist.

Vor diesem Gerichtshof findet zur Zeit der 
Prozeß gegen die griechische Regierung statt. 
Am Ausgang dieses Prozesses und an den Kon-
sequenzen wird man erneut ermessen können, 
was der Europarat heute im politischen Rah-
men noch wert ist. Daß Frankreich bis heute 
die Konvention nicht ratifiziert hat, erhöht lei-
der weder das Prestige des Gerichtshofes noch 
die Bedeutung der Konvention.

Der zweite Anlauf

Der französische Politiker Robert Schuman zog 
als erster die Konsequenzen aus den ergebnis-
losen Verhandlungen im Europarat, lange be-
vor deren Scheitern sichtbar wurde. Am 9. Mai 
1950 verlas er vor der Presse mit Billigung der 
französischen Regierung, deren Außenminister 
er damals war, eine Erklärung, in der er die 
Gründung einer Montanunion vorschlug. Dar-
in heißt es: „Europa läßt sich nicht mit einem 
Schlage herstellen und auch nicht durch eine 
einfache Zusammenfassung: Es wird durch 
konkrete Tatsachen entstehen, die zunächst 
eine Solidarität der Tat schaffen. Die Vereini-
gung der europäischen Nationen erfordert, daß 
der jahrhundertealte Gegensatz zwischen 
Frankreich und Deutschland ausgelöscht wird. 

Das begonnene Werk muß in erster Linie 
Deutschland und Frankreich erfassen.

Zu diesem Zweck schlägt die französische Re-
gierung vor, in einem begrenzten, doch ent-
scheidenden Punkt sofort zur Tat zu schrei-
ten.
Die französische Regierung schlägt vor, die 
Gesamtheit der französisch-deutschen Kohlen-
und Stahlproduktion unter eine gemeinsame 
Oberste Aufsichtsbehörde (Haut Autorite) zu 
stellen, in einer Organisation, die den anderen 
europäischen Ländern zum Beitritt offensteht.
Die Zusammenlegung der Kohlen- und Stahl-
produktion wird sofort die Schaffung gemein-
samer Grundlagen für die wirtschaftliche Ent-



Wicklung sichern — die erste Etappe der euro-
päischen Föderation — und die Best
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immung 
jener Gebiete ändern, die lange Zeit der Her-
stellung von Waffen gewidmet waren, deren 
sicherste Opfer sie gewesen sind." )

Bundeskanzler Adenauer begrüßte noch am 
gleichen Tag den französischen Vorschlag. Die 
britische Regierung wurde vom französischen 
Botschafter in London ebenfalls am gleichen 
Tage informiert, aber — wie aus einer Depe-
sche des britischen Außenministers Ernest Be-
vin an den britischen Botschafter in Paris her-
vorgeht 5) — sie gab keine Stellungnahme ab. 
In den folgenden Wochen fand ein zähes Rin-
gen zwischen Frankreich und Großbritannien 
statt. Es ging um die Teilnahme Großbritan-
niens an der geplanten Gemeinschaft. Kern-
punkt der Auseinandersetzungen war die Be-
dingung der britischen Regierung, nur an un-
verbindlichen Verhandlungen teilzunehmen, 
während die französische Regierung von An-
fang an als Ziel dieser Verhandlungen die 
Schaffung einer übernationalen Behörde sah, 
die mit gewissen Souveränitätsrechten ausge-
stattet sein sollte. Da trotz zahlreicher Ver-
suche über diesen Grundsatz keine Einigung 
zu erzielen war, wurden schließlich die Ver-
handlungen von sechs Staaten, ohne Großbri-
tannien, ausgenommen. Diese führten dann zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl.

4) A. a. O., S. 680.
5) A. a. O., S. 682 f.

Mit dieser Gründung war erstmals das supra-
nationale Prinzip in Europa eingeführt. Die 
durch den Vertrag geschaffene Hohe Behörde 
hatte zwar begrenzte, aber echte Machtbefug-
nisse auf dem Sektor Kohle und Stahl. Dage-
gen wurde das demokratische Prinzip nur sehr 
formal berücksichtigt. Zwar wurde eine ge-
meinsame Versammlung aus Delegierten der 
nationalen Parlamente errichtet, ihre Befug-
nisse waren jedoch praktisch gleich null. (Aus 
der Vereinigung dieser gemeinsamen Ver-
sammlungen mit den entsprechenden Einrich-
tungen der Europäischen Atomgemeinschaft 
entstand dann später das Europäische Parla-
ment, das ebenfalls nur rudimentäre parlamen-
tarische Rechte besitzt. Alle Bemühungen, diese 
Versammlung durch Direktwahl der Abgeord-
neten aufzuwerten oder ihr echte Kompetenzen 
zu geben, mißlangen, obwohl der EWG-Ver-
trag die Direktwahl ausdrücklich nach Ausar-
beitung eines einheitlichen Verfahrens vor-
sieht [§ 138 EWG-VertragJ. Auch alle Ver-

suche, innerhalb eines Landes die Direktwahl 
durchzusetzen, schlugen fehl, trotz „europa-
freundlichen" Mehrheiten in den entsprechen-
den Ländern. [Augenscheinlich gibt es in kei-
nem Parlament der sechs Staaten eine Mehr-
heit, die in der einseitigen oder mehrseitigen 
Durchsetzung der Direktwahl ein Mittel sieht, 
um die europäische Integration zu fördern].)

Die relativ rasche Realisierung der Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl — 
vom Zeitpunkt der Erklärung von Robert Schu-
man am 9. Mai 1950 bis zur Unterzeichnung 
des Vertrages am 18. April 1951 war nicht ein-
mal ein Jahr vergangen — ermutigte die euro-
päischen Kräfte, auch andere politische Pro-
bleme durch funktionelle, partielle Integra-
tionsverträge zu lösen. Von den zahlreichen 
Vorschlägen wurde jedoch zunächst nur das 
politisch aktuelle Problem der Verteidigung 
mit Beteiligung Deutschlands supranational 
angegangen. Erneut ergriff die französische Re-
gierung die Initiative. Am 15. Februar 1951 be-
gannen in Paris erste Verhandlungen, an de-
nen Vertreter Frankreichs, Belgiens, Luxem-
burgs, Italiens und der Bundesrepublik 
Deutschland teilnahmen. Als Beobachter betei-
ligten sich Vertreter Dänemarks, Großbritan-
niens, der Niederlande, Norwegens, Portugals 
und der USA, ebenso Bevollmächtigte von 
SHAPE und der NATO. Vom 9. Oktober 1951 
an nimmt der Vertreter der Niederlande als 
stimmberechtigtes Vollmitglied an den Ver-
handlungen teil. Am 27. Mai 1952 konnte nach 
sehr schwierigen Verhandlungen der Vertrag 
über die Gründung der Europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft unterzeichnet werden.

Der zwischen den sechs Partnern geschlossene 
neue Vertrag, der bekanntlich gekoppelt war 
mit dem Deutschlandvertrag (Ablösung des Be-
satzungsstatutes), beruhte ebenfalls auf dem 
Prinzip der Supranationalität. Graf Kielmans-
egg, Mitglied der deutschen Delegation bei 
den Verhandlungen über die Europäische Ver-
teidigungsgemeinschaft, gab damals folgende 
Charakterisierung des Vertrages:

„Auf den ersten Blick mag das System der .. . 
Verträge und Protokolle als verwickelt und 
schwerfällig erscheinen, insbesondere, wenn 
man in die Betrachtung andere noch bestehen-
de Pakte einbezieht. ... Wenn man den Ver-
trag und seine Zusatzprotokolle des zwar not-
wendigen, aber etwas verwirrenden Beiwerks 
entkleidet, bleiben wenige klare Grundlinien, 
die dies garantieren, übrig: Automatisches 



Bündnis, echte Supranat
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ionalität, unbedingte 
Gleichberechtigung, wirksame Integration." )

Waren die Verhandlungen bis zum Vertrags-
abschluß schon ungleich schwieriger als die 
über die Gründung der Montanunion (es han-
delte sich sechs Jahre nach 1945 immerhin um 
die Wiederbewaffnung Deutschlands!), so ent-
brannte nach der Unterzeichnung ein harter 
Kampf um die Ratifizierung.

In Deutschland war eine Wiederbewaffnung 
gar nicht populär und die SPD machte sich zum 
Wortführer aller jener, die sie ablehnten. Bei 
den westlichen Partnern war das Mißtrauen 
und die Angst vor Deutschland noch sehr le-
bendig, insbesondere in Frankreich. Während 
Deutschland bei und nach den Verhandlungen 
auf absolute Gleichberechtigung der Vertrags-
partner drängte, suchte Frankreich vor allem 
Sicherheit vor einem deutschen Übergewicht. 
Und ganz allgemein war das Mißtrauen groß 
gegen eine europäische Armee ohne ausrei-
chende politische und demokratische Kontrolle. 
Nun war es aber den Föderalisten gelungen, 
den Artikel 38 in den EVG-Vertrag einzu-
bauen, der die politische Weiterentwicklung 
der Verteidigungsgemeinschaft ermöglichen 
sollte. Er lautete:

„§ 1. Innerhalb der im letzten Absatz dieses 
Artikels vorgesehenen Fristen untersucht die 
Versammlung:
a) die Bildung einer Versammlung der Europä-
ischen Verteidigungsgemeinschaft durch Wahl 
auf demokratischer Grundlage;

b) die Befugnisse, die einer solchen Versamm-
lung zu übertragen wären;

c) die Änderungen, die gegebenenfalls an den 
Vorschriften dieses Vertrages über die übri-
gen Organe der Gemeinschaft vorgenommen 
werden müßten, insbesondere, um eine ange-
messene Vertretung der Staaten sicherzustel-
len.

Bei ihren Untersuchungen hat sich die Ver-
sammlung insbesondere von nachstehenden 
Grundsätzen leiten zu lassen:

Die endgültige Organisation, die an die Stelle 
der vorläufigen Organisation treten wird, soll 
so beschaffen sein, daß sie den Bestandteil 
eines späteren bundesstaatlichen oder staaten-
bündischen Gemeinwesens bilden kann, das 
auf dem Grundsatz der Gewaltenteilung beru-*

6) Die Vertragswerke von Bonn und Paris, Doku-
mente und Berichte des Europa-Archivs Bd. 10,
Frankfurt/M 1952, S. XVI.

hen und insbesondere über ein Zweikammern-
system verfügen soll. Die Versammlung hat 
ferner die Fragen zu prüfen, die sich aus dem 
Nebeneinander verschiedener, bereits vorhan-
dener oder zu schaffender Organisationen für 
europäische Zusammenarbeit ergeben, um de-
ren Zusammenfassung im Rahmen des bundes-
staatlichen oder staatenbündischen Aufbaus 
sicherzustellen.

§ 2. Die Vorschläge der Versammlung sind 
dem Rat binnen sechs Monaten nach Aufnahme 
der Tätigkeit vorzulegen. Diese Vorsc
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hläge 
sind sodann mit der Stellungnahme des Rates 
vom Präsidenten der Versammlung den Regie-
rungen der Mitgliedstaaten zuzuleiten; diese 
haben binnen drei Monaten eine Konferenz zur 
Prüfung der Vorschläge einzuberufen." )

Schließlich konzentrierten sich die leiden-
schaftlich geführten öffentlichen Debatten auf 
drei Hauptelemente, die die Ratifizierung er-
leichtern sollten:

1. Ausarbeitung einer Satzung für eine Europä-
ische Politische Gemeinschaft bereits vor Rati-
fizierung des EVG-Vertrages entsprechend § 38 
dieses Vertrages;

2. engere Bindung Großbritanniens an die 
EVG, um ein ausgewogeneres Gleichgewicht 
der Kräfte innerhalb der EVG herbeizuführen;

3. Ausarbeitung von Zusatzprotokollen, die 
vor allem das französische Sicherheitsbedürf-
nis befriedigen sollten.

So kam es, daß die gemeinsame Versammlung 
der EGKS am 10. September 1952 von den 
Außenministern der sechs Mitgliedsländer den 
Auftrag erhielt, einen Vertragsentwurf für die 
Gründung einer Europäischen Politischen Ge-
meinschaft auszuarbeiten. Die Versammlung 
akzeptierte diesen Auftrag und konstituierte 
sich zu diesem Zweck als „Ad-hoc-Versamm-
lung", die in sechs Monaten einen entspre-
chenden Vertrag ausarbeitete, den sie den Mi-
nistern am 10. März 1953 übergab.

Die Debatten in der Ad-hoc-Versammlung sind 
auch heute noch interessant, vor allem die 
Rede des heutigen französischen Außenmini-
sters Michel Debre — damals Mitglied der 
gaullistischen Opposition in der Kammer —, 
der als einziger profilierter „Neinsager" zu 
den Entwürfen am 7. Januar 1953 alle jene Ar-
gumente aufzählte, die heute in fast unverän-
derter Form die offizielle französische Europa-

7) A. a. O., S. 201 f. 



politik charakterisieren. Debr sagte unter an-
derem:

„Diese Entwürfe sind Ihnen bekannt. Man 
kann sie folgendermaßen zusammenfassen: 
Man teilt die hauptsächlichsten Souveränitäts-
rechte in Europa zwischen zwei Gruppen von 
Behörden auf: einerseits die nationalen Behör-
den, andererseits die sogenannten supranatio-
nalen Behörden. Diese Teilung ist unmöglich; 
eine solche Autoritätszersplitterung kann nicht 
von Dauer sein....
Es gibt Zuständigkeiten, sogar wichtige Zu-
ständigkeiten, die man teilen kann, aber es 
gibt auch solche, die man nicht teilen kann. 
Wenn es sich um die wesentlichen Grundlagen 
der Verteidigung, der Außenpolitik und, kurz 
gesagt, aller derjenigen staatlichen Zuständig-
keiten handelt, die die Verantwortung für das 
Leben der Gesamtheit berühren und die heut-
zutage viel stärker sind als früher und mehr 
fordern, so kann man unmöglich eine dauer-
hafte Ordnung ins Auge fassen, wenn diese 
Ordnung auf einer Teilung, einer Zersplitte-
rung zwischen verschiedenerlei Autoritäten 
ruhen soll. ...
Man hat geglaubt, zur Schaffung einer höhe-
ren Souveränität genüge es, die Souveränität 
der Einzelstaaten einzuschränken, und man hat 
geglaubt, jede gewählte Versammlung, jedes 
Wahlsystem, jede verfassungsmäßige Ord-
nung müsse ein legitimes Staatswesen begrün-
den. Diese beiden Irrtümer sind von entschei-
dender Bedeutung. ... Das nationale Prinzip 
ist mit Europa so eng verkettet, daß man nicht 
darüber hinwegsehen kann, ohne Gefahr zu 
laufen, sich erheblich zu verrechnen. ...
Wenn man heute im Westen ein europäisches 
politisches Gebilde nach den Gesetzen der 
Freiheit aufbauen will, darf man nicht leug-
nen, daß es Nationen gibt. Man muß die ein-
zig mögliche Lösung ins Auge fassen, nämlich 

einen Zusammenschluß der Staaten 

8

und der 
Nationen zur Verteidigung eines gemeinsa-
men Ideals." )

Der ausgearbeitete Entwurf faßte die EGKS und 
die EVG zusammen und enthielt weiter Be-
stimmungen zur Errichtung eines gemeinsa-
men Marktes. Ferner sah er als Instrumenta-
rium vor: eine direkt gewählte Volkskammer, 
ein von den nationalen Parlamenten gewählter 
Senat, einen Ministerrat, einen Exekutivrat, 
einen Gerichtshof und einen Wirtschafts- und 
Sozialrat. Obwohl für entscheidende Fragen die 
Einstimmigkeit im Ministerrat vorgesehen war, 
hatte man einen Mechanismus eingebaut (ähn-
lich wie später im Rahmen der EWG), der den 
Organen des Gemeinschaftsinteresses gegen-
über den Organen der nationalen Interessen 
mehr Rechte zuweisen sollte. Diese Satzung 
war juristisch eine Mischung zwischen staaten-
bündlerischer und bundesstaatlicher Struktur, 
wobei die Väter des Vertrages die Hoffnung 
aussprachen, daß im Laufe der Zeit — eben 
durch praktizierte Integration — die Entwick-
lung zu einem Bundesstaat hinführen würde. 
Es war jene Grundhoffnung aller Bemühun-
gen der „Europäer" in den fünfziger Jahren und 
anfangs der sechzigerJahre, daß durch die „nor-
mative Kraft des Faktischen", durch die politi-
schen Verhältnisse, durch die sich verstärken-
den Interdependenz, durch die Schwäche der 
Nationalstaaten, durch den Druck aus dem 
Osten und durch die ökonomischen Notwendig-
keiten etc. die Dinge sich „vernünftig" ent-
wickeln würden, wobei europäische Einheit und 
Vernunft häufig kongruent gebraucht wurden. 
Man müsse nur, so wurde argumentiert, einen 
Weg öffnen, dann käme praktisch alles auto-
matisch, eben weil es vernünftig und notwen-
dig sei. Diese Grundhoffnung erwies sich schon 
in den letzten Augusttagen 1954 als trügerisch, 
ebenso wie sie sich später im Rahmen der 
EWG als falsch erweisen sollte.

Erneuter Rückschlag

Trotz aller Bemühungen gelang es nicht, Groß-
britannien zu einem Frankreich genügenden 
Arrangement mit der EVG zu bewegen, da 
Großbritannien jeder supranationalen Autori-
tät völlig ablehnend gegenüberstand9). Die 

9) Ausführliche Schilderung der Verhandlungen 
bei Claus Schöndube, Christel Ruppert, a. a. O., 
S. 197 ff.

8) Claus Schöndube, Christel Ruppert, a. a. O., 
S. 209 f.

französischen Zusatzwünsche, über die eben-
falls lange verhandelt wurde, erregten allent-
halben Argwohn, nicht nur in Deutschland. Als 
schließlich am 20. Juni 1953 der gemeinsam 
erarbeitete Text der Zusatzprotokolle veröf-



fentlicht wurde, fand keiner der Partner daran 
Gefallen, auch nicht Frankreich.

Die partielle Veränderung der weltpolitischen 
Situation (Tod Stalins, Ende des Koreakrieges) 
und das Ausscheiden des M. R. P. (der Partei 
Robert Schumans) aus der französischen Regie-
rung durch den Sturz der Regierung Laniel, die 
Regierungsübernahme durch Mendes-France, 
der durch das Genfer Abkommen vom 21. Juni 
1954 den Indochinakrieg beenden konnte, 
machten das Klima für die Annahme des EVG-
Vertrages nicht günstiger. Nach der gescheiter-
ten Brüsseler Konferenz vom 19.—22. August 
1954, bei der Mendes-France vergeblich ver-
suchte, die anderen fünf Partner zu einer Ab-
änderung des Vertrages zu bewegen, war das 
Schicksal der EVG und der Europäischen Poli-
tischen Gemeinschaft besiegelt. Am 30. August 
1954 scheiterte der Vertrag in der französi-
schen Kammer, indem er mit 319 gegen 264 
Stimmen von der Tagesordnung abgesetzt 
wurde. Die deutsche Wiederbewaffnung wur-
de jedoch nicht verhindert. (Im Rahmen der 
Pariser Verträge vom 23. Oktober 1954 wurde 
sie durch die Aufnahme der Bundesrepublik 
Deutschland in die NATO anderweitig gelöst.) 
Gescheitert war aber die Integrationslösung 
für wichtige europäische politische Probleme.

Die Pariser Verträge — auf Initiative Groß-
britanniens eineinhalb Monate nach Ableh-
nung der EVG (!) unterzeichnet — waren trotz 
europäischer Beteuerungen nationalstaatliche 
Verträge, die die Souveränität nicht antaste-
ten, von gewissen Beschränkungen der deut-
schen Souveränität abgesehen. Auch die dabei 
gegründete Westeuropäische Union, entstan-
den durch Erweiterung des Brüsseler Paktes 

durch Aufnahme Italiens und Deutschlands, 
schuf keine neue europäische Plattform. Die 
bisherige Arbeit der Westeuropäischen Union 
zeigt ebenso wie die jüngste WEU-Krise 
(Frankreich nimmt seit dem 14. Februar 1969 
nicht mehr an den Sitzungen des ständigen 
Rates teil, weil es in der nicht einstimmigen 
Annahme der Tagesordnung einen Verstoß ge-
gen den Vertrag sieht), daß diese Organisation 
kaum aus sich heraus einen Beitrag zur euro-
päischen Einigung leisten kann, trotz aller 
Versuche, sie zu einer Plattform des Brücken-
schlages zwischen der EWG und Großbritan-
nien zu machen.
Nach diesen Rückschlägen wird man erneut 
die Frage des „Warum" stellen müssen. Ist der 
Hauptgrund wieder in Großbritannien zu su-
chen? Ohne Zweifel war die Nichtbeteiligung 
Großbritanniens für eine Reihe französischer 
Abgeordneter ein schwerwiegender Grund zur 
Ablehnung, und von der Insel aus wurde man-
ches unternommen, um die „EVG zu töten" 10 ).

10) Lord Boothby, damals ein einflußreicher kon-
servativer Politiker, erklärte in der außenpoliti-
schen Debatte des Unterhauses am 18. November 
1954: „Auf die Gefahr hin prahlerisch zu wirken, 
möchte ich doch sagen, daß ich selbst mithalf, die 
EVG zu töten. . . . Durch diesen Vertrag sollte eine 
kontinentale Föderation gegründet werden, die 
weder historisch, noch geographisch, noch wirt

Entscheidend aber bleibt, daß sich im französi-
schen Parlament keine Mehrheit für das supra-
nationale Prinzip fand (anderthalb Monate spä-
ter jedoch für die deutsche Wiederbewaff-
nung!). Die Gaullisten auf der rechten Seite, 
die starke kommunistische Fraktion auf der 
linken, ein Teil der Sozialisten und der Radi-
kalsozialisten brachten die EVG zu Fall. Zwar 
war es keine überwältigende Mehrheit, aber 
eben eine Mehrheit.

übrig allein bleibt aus jenen Jahren die Mon-
tanunion, die auf dem begrenzten Sektor von 
Kohle und Stahl zufriedenstellend und erfolg-
reich arbeitete, wodurch sie den Boden für 
einen dritten Anlauf vorbereitete.

Der dritte Anlauf wurde mit der Europäischen 
Atomgemeinschaft und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft unternommen.

Auf der Ministerratssitzung der EGKS am 1. 
und 2. Juni 1955 in Messina wurde die Fort-

Der dritte Anlauf

Setzung der Integration auf wirtschaftlichem 
Gebiet beschlossen; am 9. Juli 1955 nahm der 
Sachverständigenausschuß unter Vorsitz von

schaftlich gerechtfertigt war. Es sollte in Europa 
etwas gegründet werden, das supranationale 
Autorität heißt. Ich liebe diese Dinge nicht ... 
Das Versagen der EVG hat dem Begriff des klei-
nen Europa, den ich immer für eine schlechte Idee 
gehalten habe, ein Ende gesetzt und prägte den 
Begriff eines vereinigten Westeuropa unter briti-
scher Führung, was ich immer für sehr gut 
hielt. ...". Zitiert nach Claus Schöndube, Christel 
Ruppert, a. a. O., S. 222.



Paul Henri Spaak in Brüssel seine Arbeit auf 
und knapp zwei Jahre später, am 25. März 
1957, wurden die Verträge in Rom unterzeich-
net. Auch in den nationalen Parlamenten konn-
ten die Verträge fristgerecht ratifiziert wer-
den, so daß die neuen Gemeinschaften am 
1. Januar 1958 ihre Arbeit aufnahmen.

Warum waren zwei Verträge entstanden?

Der Schlag, den die Europaidee durch die Ab-
lehnung der EVG erhalten hatte, war so stark, 
daß die Europäer unter den Politikern nicht 
sicher waren, ob das Klima für die Fortsetzung 
der europäischen Integration auf dem Gebiet 
der gesamten Wirtschaft günstig sei. Um nicht 
erneut in einer Sackgasse zu landen, sahen sie 
— getreu der funktionalistischen Methode, 
Funktion nach Funktion zu integrieren — als 
nächstes Gebiet den Atomsektor vor. Auf die-
sem Gebiet war der Rückstand Kontinentaleu-
ropas besonders evident. Die allgemeinen poli-
tischen Konstellationen und die besonderen in 
Frankreich erwiesen sich aber als günstig, so 
daß es möglich erschien, mit einem zweiten 
Vertrag eine die ganze Wirtschaft umfassende 
Integration einzuleiten. Man hielt trotzdem an 
der Zweiteilung fest und vereinigte lediglich 
beim Abschluß der Verträge die vorgesehenen 
Gerichtshöfe und die parlamentarischen Ver-
sammlungen mit denen der Montanunion, so 
daß nun drei Gemeinschaften bestanden, die 
zwei Organe gemeinsam hatten. (In der Zwi-
schenzeit konnten durch Vertrag vom 8. April 
1964 alle Organe vereinigt werden, ohne daß 
jedoch die Verträge fusioniert wurden, weil 
wohl nicht zu Unrecht befürchtet wird, daß die 
Fusionsverhandlungen von der französischen 
Regierung benutzt werden könnten, um eine 
Totalrevision der Verträge anzustreben bzw. 
die bereits stark beschnittenen supranationa-
len Rechte der Kommission endgültig zu besei-
tigen.)
Im Gegensatz zur Montanunion waren die neu-
errichteten Europäischen Kommissionen von 
EWG und EURATOM nicht mit so weitgehen-
den supranationalen Rechten ausgestattet wie 
die Hohe Behörde. Es war jedoch im Vertrag 
vorgesehen, daß im Verlauf einer zwölf- bis 
fünfzehnjährigen Übergangszeit wesentliche 
Beschlüsse, die zunächst einstimmig im Mini-
sterrat gefaßt werden sollten, mit qualifizierter 
Mehrheit gefaßt werden konnten. Ein beson-
ders starker Einschnitt war hier — gemäß dem 
Zeitplan der Gemeinschaft — der 1. Januar 
1966, von dem an positive Beschlüsse des Mi-
nisterrates mit Mehrheitsentscheidungen ge-
faßt werden konnten, während Einstimmigkeit 

nötig war, um die Kommission zu überstim-
men.

Es war also eindeutig vorgesehen, daß im 
Zuge der Entwicklung der Integration das Or-
gan, das den Gemeinschaftswillen repräsen-
tiert, einen Machtzuwachs auf Kosten des Mi-
nisterrates erhalten sollte, der als Gesetzge-
ber der Gemeinschaft zugleich die nationalen 
Interessen repräsentiert. Durch die Einführung 
des Mehrheitsprinzips sollten einzelne Natio-
nalinteressen oder -egoismen überstimmbar 
gemacht werden.

Zugleich vertraute man noch auf ein anderes 
Element. Schon Friedrich List stellte fest: „Han-
delseinigung und politische Einigung sind 
Zwillingsschwestern, die eine kann nicht zur 
Geburt kommen, ohne daß die andere 
folgt. 11" ) Auch durch die EWG, so hofften 
viele, würde sehr bald der Punkt eintreten, wo 
politische Entscheidungen notwendig sein wer-
den, die dann in einer nach dem Modell der 
EWG konzipierten politischen Integration oder 
durch Erweiterung der Verträge ihren Nieder-
schlag finden würden. Man vertraute darauf, 
daß die politische Integration zwangsläufig 
dem wirtschaftlichen Zusammenschluß folgen 
müsse.
Damals konnte man sich kaum vorstellen, daß 
die Staaten, die den EWG-Vertrag abgeschlos-
sen hatten, der Idee der Integration im politi-
schen und institutionellen Bereich die Gefolg-
schaft verweigern würden in dem Augenblick, 
wo Entscheidungen notwendig wurden. Daß 
wirtschaftliche Integration das Gefälle zur poli-
tischen Integration verstärkt, daß sie „die Ten-
denz habe, 

12
in den Bereich des Politischen über-

zugleiten (spill over)" ),  hat sich als richtig 
erwiesen. Daß dann aber auch die entsprechen-
den Beschlüsse in Richtung auf eine politische 
Integration getroffen würden, war eine Hoff-
nung, die sich nicht erfüllte. Wo der Wille zur 
politischen Integration und zur Einführung der 
Supranationalität fehlt, vollzieht sich trotz des 
politischen Gefälles nichts automatisch. Dies 
stellte auch Walter Hallstein deutlich fest, als 
er 1961 schrieb: „Das Vehikel der Einigung ist 
so zum Auto-Mobil geworden. Heißt das, daß 
man auf eine Automatik des Geschehens ver-
trauen kann? Mitnichten; wir haben es schon

11) Friedrich List, über den Wert und die Bedingun-
gen einer Allianz zwischen Großbritannien und 
Deutschland, in: Schriften, Reden, Briefe, Bd. 7, 
Berlin 1931, S. 276.
12) Ernest B. Haas, Technocracy, Pluralism and the 
New Europe, in: Stephan R. Graubard (Hrsg.), A 
New Europe?, Boston 1964, S. 65. 



gesagt. Auch die Automobile fahren nicht von 
selbst. Politik ist kein Naturvorgang, sondern 
eine Sache des Willens. Entscheidend ist, daß 
dieser Wille da ist. Die wirtschaftliche Integra-
tion beweist ihn; denn er hat sie hervorge-
bracbt. Sie macht ihn bewußt und stärkt ihn; 
denn er muß täglich bestätigt werden — auch 
gegen die Gefahren, die sie bedrohen und die 
(wie für alle politischen Körper) ein Integra-
tionsfaktor erster Ordnung sind. Sie erleich-
tern schließlich seine Verwirklichung; denn sie 
liefert Erfahrungen und damit der schöpferi-
schen politischen Phantasie Stoff und Anre-
gung für weiteres Fortschreiten." 13 )

Die Hoffnung aber, daß der Wille sich reali-
siert, ging nicht in Erfüllung: „Daß mit der 
Integration ein Prozeß in Gang gesetzt ist, der 
nur noch eine Richtung erlaubt: nach vorwärts. 
Wo immer eine Schwierigkeit auf unserem 
Weg entsteht, wird sie durch mehr Gemein-
samkeit überwu

14

nden, nirgends durch Zurück-
nahme bereits vorhandener Gemeinsam-
keit." )  Diese Hoffnung war trügerisch. Die 
Ironie dagegen ist, daß die Erfolge der ökono-
mischen Integration das Tempo des Fortschrit-
tes verlangsamt haben. Diesen Erfolgen ist es 
mit zu danken, daß heute die Einsicht in die 
Notwendigkeit der politischen Entwicklung in 
Richtung auf die Vereinigten Staaten von 
Europa längst nicht mehr als so zwingend an-
gesehen wird wie vor zwanzig Jahren.

Der Prozeß der ökonomischen Integration 
führte also nicht zu einer Zunahme an politi-
scher Integration, sondern zu einer Stärkung 
der Nationalstaaten, die sich heute viel selbst-
bewußter national verhalten, als dies bei 
Gründung der EWG der Fall war. Immer mehr 
entwickelte sich der Ministerrat der EWG zu 
einem Organ, daß nicht als Gesetzgeber der 
fortschreitenden Integrationsgemeinschaft 

wirkt, sondern in dem nationale Interessen 
wahrgenommen werden. Unzweideutig stellt 
dies die Kommission fest, wenn sie im zweiten 
Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemein-
schaft schreibt:

„Die Kommission behauptet nicht, vollkommen 
zu sein, und darf sich nicht darüber wundern, 
daß auch andere Organe ihre Schwierigkeiten 
haben. Sie kann jedoch nicht umhin, ihrem 
Bedauern darüber Au
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sdruck zu verleihen, daß 
der Rat manchmal den Eindruck erweckt, eine 
internationale Konferenz zu sein, in der natio-
nale Delegationen untereinander verhandeln, 
während er in Wirklichkeit doch ein Regie-
rungsorgan einer Gemeinschaft von 180 Mil-
lionen Einwohnern ist, die wie jedes unserer 
Mitgliedsländer wirksam geführt werden 
muß." )

Es wäre eine gefährliche Illusion, würde man 
in der gegenwärtigen Phase der Entwicklung 
noch die Meinung vertreten, aus den Europä-
ischen Gemeinschaften würde sich die politi-
sche Einigung Europas entwickeln. Man muß 
vielmehr erkennen, daß die Europäischen Ge-
meinschaften heute als Substitut für die politi-
sche Einheit wirken und daß die Gefahr be-
steht, daß die Integrationselemente wieder in 
Richtung auf zwischenstaatliche Vereinbarun-
gen alten Stils reduziert werden. Untersucht 
man die Vorgänge genauer, so kann man drei 
Ebenen feststellen, auf denen die Fortentwick-
lung der europäischen Integration abgestoppt 
wird:

1. Das Nein zur Erweiterung;

2. der Versuch, die Gemeinschaft zu überspie-
len;

3. die Aushöhlung des vorgesehenen Auf-
baues.

Obwohl die Präambel des EWG-Vertrages 
„mit der Aufforderung an die anderen Völker 
Europas, die s
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ich zu dem gleichen hohen Ziel 
bekennen, sich diesen Bestrebungen anzu-
schließen" ) schließt, sind alle Bemühungen

13) Walter Hallstein, Wirtschaftliche Integration 
als Faktor politischer Einigung, in: Franz Geiss u. 
Fritz W. Meyer (Hrsg.), Wirtschaft, Gesellschaft 
und Kultur, Berlin 1961, S. 278.
14) A. a. O.
16) Wohlfahrt, Everling, Glaesner u. Sprung, Die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, Berlin— 
Frankfurt/M 1960, S. 1.

Das Nein zur Erweiterung

(von der Assoziierung Griechenlands und der 
Türkei abgesehen) auf Erweiterung der EWG 
gescheitert. So 1957/58 der Versuch, im Rah-
men der OEEC die EWG durch eine Freihan-
delszone zu erweitern, so 1961—1963 die Ver-
handlungen mit Großbritannien, die als Schlüs-
selverhandlungen für die ebenfalls beitritts-
oder assoziierungswilligen übrigen EFTA-

15) Zweiter Gesamtbericht über die Tätigkeit der 
Gemeinschaften, Brüssel—Luxemburg 1969, S. 19. 



Staaten und andere europäische Staaten gal-
ten. Und schließlich alle Verhandlungen und 
Bemühungen, die seit dem 10. Mai 1967 lau-
fen — seit dem Tag, an dem Großbritannien 
seinen zweiten Beitrittsantrag übergab. Zwar 
kann natürlich niemand genau sagen, ob Groß-
britannien heute dem übernationalen Europa 
gewogener ist als früher. Aber keine Initiative 
hat bis zu dem Punkt geführt, der dies gezeigt 
hätte.

Gerade dieses Argument ist es aber nicht, das 
die Haltung Frankreichs beeinflußt. Im Gegen-
teil: Man kann durchaus sagen, daß in bezug 
auf die Supranationalität die französische Re-

gierung sich sehr dem früheren britischen 
Standpunkt genähert hat.

Wurden beim ersten britischen Beitrittsantrag 
noch Verhandlungen ausgenommen, die dann 
von Frankreich abgebrochen wurden, so wei-
gert sich heute die französische Regierung, 
überhaupt Verhandlungen aufzunehmen. Man 
geht wohl nicht fehl in der Annahme, daß von 
allen Argumenten, die genannt worden sind, 
die französische Abneigung gegen die Auf-
nahme Großbritanniens vor allem in der dar-
aus resultierenden Machtverschiebung gesucht 
werden muß, die durch eine Aufnahme Eng-
lands — und in dessen Gefolge auch der nordi-
schen Staaten — natürlich eintreten würde.

Der Versuch, die Gemeinschaft zu überspielen

Daß der französische Staatspräsident die su-
pranationale Organisation Europas ablehnt, 
hat er immer wieder sehr deutlich ausgespro-
chen, vielleicht am klarsten in seiner Presse-
konferenz vom 15. Mai 1962, in der er sagte: 
„Ich möchte besonders auf den Einwand der 
Integration näher eingehen. Man präsentiert 
ihn mit den Worten: ,Verschmelzen wir die 
sechs Staaten zu einer supranationalen Ein-
heit! Dann wird alles sehr einfach, sehr prak-
tisch sein.' Doch es ist unmöglich, eine solche 
Einheit zu finden, da es heute in Europa kei-
nen Föderator gibt, der in ausreichendem Maße 
die Macht, den Kredit und die Fähigkeit be-
säße. Also begnügt man sich mit einer Art 
Hybris, in der die sechs Staaten verpflichtet 
würden, sich den Beschlüssen einer gewis-
sen Mehrheit zu unterwerfen. Gleichzeitig 
müßte — obwohl es schon sechs nationale Par-
lamente gibt, dazu eine gemeinsame europä-
ische Vertretung und darüber hinaus noch 
eine parlamentarische Versammlung des Euro-
parates, die zugestandenermaßen der Konzep-
tion der Sechs vorausging, die aber dabei ist, 
so sagt man mir, am Ufer zu sterben, an dem 
man sie zurückließ — ein weiteres Parlament 
gewählt werden, das man als .europäisch' 
bezeichnen und das den sechs Staaten Vor-
schriften machen würde. Das sind Ideen, die 
vielleicht einige Gemüter begeistern können, 
aber ich kann mir überhaupt nicht vorstellen, 
wie man sie praktisch verwirklichen könnte, 
selbst wenn man die sechs Unterschriften auf 
einem Vertrag hätte. Kann man sich ein 
Deutschland, ein Italien, ein Holland, ein Bel-
gien oder ein Luxemburg vorstellen, die bereit 
wären, in einer für sie wichtigen nationalen 

oder internationalen Frage das zu tun, was 
ihnen schlecht erscheint, nur weil es von an-
deren befohlen wurde? Würde sich das fran-
zösische, das deutsche, das italienische, hollän-
di
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sche, belgische oder luxemburgische Volk 
Gesetzen unterwerfen, die von ausländischen 
Abgeordneten verabschiedet werden, wenn 
diese Gesetze seinem inneren Willen zuwider-
laufen? Das ist nicht wahr! Es gibt gegenwär-
tig keine Möglichkeiten zu erwirken, daß eine 
ausländische Mehrheit ihren Willen widerstre-
benden Nationen aufzwingen könnte." )

Alle drei Integrationsverträge sind vor 
de Gaulles Wiedereintritt in die offizielle Poli-
tik abgeschlossen worden oder, wie er 
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selbst 
formuliert, „vor dem Wiederaufstieg Frank-
reichs von 1958" ). Berühmt wurde seine 
Äußerung vom 10. Januar 1965, in der er alle, 
die es heute noch wagten, über ein supranatio-
nales Europa zu sprechen, als Jean-Foutre 
(hirnlose Schwätzer) bezeichnete19). So ist 
auch sein Bestreben zu verstehen, die Euro-
päischen Gemeinschaften durch eine neue poli-
tische Konstruktion von oben her neu zu for-
mieren bzw. umzuformen. Dieser Versuch 
äußerte sich im Fouchet-Plan 1961/62, durch 
den eine Konföderation der sechs Staaten ge-
bildet werden sollte, ohne jegliche supranatio-
nale Elemente. Dieser Plan hätte die supra-
nationalen Elemente der Europäischen Ge-

17) Hans Stercken (Hrsg.), Vive la France — Vive 
l’Europe!, München 1969, S. 208 f.
18) A. a. O., S. 241.
19) Le Monde vom 10. 7. 1965, zitiert nach Heinrich 
Siegler, Europäische politische Einigung, Bonn—• 
Wien—Zürich 1968, S. 340.



meinschaften an die politischen Beschlüsse der 
neuen Organisation gebunden und damit de-
ren weitergehende Rechte aufgehoben.

Als dies am Widerstand der Partner scheiterte, 
versuchte der französische Staatspräsident, mit 
dem deutsch-französischen Freundschaftsver-
trag vom 22. Januar 1963 nunmehr durch die 
Bildung einer deutsch-französischen Allianz 
nach den Grundsätzen des Fouchet-Planes eine 
gemeinsame deutsch-französische Politik auch 
gegenüber den Europäischen Gemeinschaften 
zu entwickeln. Diese Absicht war nicht durch-
zusetzen, da in Deutschland nur wenige Politi-
ker dies akzeptiert hätten. Sichtbarer Aus-
druck der deutschen Haltung war die Präam-
bel, die der Deutsche Bundestag dem deutsch-
französischen Vertrag anfügte (gegen 5 Stim-
men und 10 Enthaltungen) und die in fast 
allen Punkten de Gaulles Absichten neutrali-
sierte. Ausdrücklich wurde darin betont, „daß 
durch diesen Vertrag die Rechte und Pflichten 
aus den von der Bundesrepublik Deutschland 

abgeschlossenen multilateralen Verträgen un-
berührt bleiben, — mit dem Willen, durch die 
Anwendung dieses Vertrages die großen Ziele 
zu fördern, die die Bundesrepublik Deutsch-
land in Gemeinschaft mit anderen ihr verbün-
deten St
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aaten seit Jahren anstrebt und die ihre 
Politik bestimmen, nämlich — die Erhaltung 
und Festigung des Zusammenschlusses der 
freien Völker, insbesondere einer engen Part-
nerschaft zwischen Europa und den Vereinig-
ten Staaten von Amerika" ). So kam es also 
nicht zu der Zweierallianz, die es de Gaulle 
ermöglicht hätte, seine Ziele mit der Autorität 
Frankreichs und Deutschlands durchzusetzen.

Schließlich wird man sich fragen müssen, ob 
die neuerliche Initiative de Gaulles — das 
durch die britische Regierung bekanntgewor-
dene Gespräch ihres Botschafters Soames mit 
dem französischen Staatspräsidenten — ein 
Ablenkungsmanöver ist oder ein Versuch, mit 
Hilfe Englands die Europäischen Gemeinschaf-
ten in seinem Sinne umzubauen.

Die Aushöhlung des vorgesehenen Ausbaues der EWG

Da es bisher nicht gelang, die Partner in den 
Europäischen Gemeinschaften auf die Gaulli-
stische Linie zu bringen, handelte schließlich 
die französische Regierung im Alleingang. 
Noch rechtzeitig vor dem Übergang zur drit-
ten Stufe am 1. Januar 1966 löste Frankreich 
am 30. Juni 1965 die EWG-Krise aus. Die Zeit 
drängte deshalb, weil neben den vertraglich 
vorgesehenen Bestimmungen des EWG-Ver-
trages die supranationalen Befugnisse der 
Kommission verstärkt worden wären, da das 
berühmte Vorschlagspaket der Kommission 
vom 25. März 1965 auf dem Tische lag, bei 
dessen Annahme die Kommission das Verfü-
gungsrecht über die gemeinsamen Zolleinnah-
men erhalten hätte, wobei ihr Vorschlag dar-
auf hinauslief, dem Europäischen Parlament 
das Budgetrecht und damit ausdrücklich und 
erstmals echte Kompetenzen einzuräumen.
Frankreich verließ seinen Platz im Ministerrat, 
der im nächsten halben Jahr ohne den franzö-
sischen Vertreter tagen mußte und daher ge-
lähmt war. Eindeutig stellte die französische 
Regierung die fünf Partner vor die Wahl, ent-
weder die Wünsche Frankreichs zu akzeptie-
ren oder den Gemeinsamen Markt zu gefähr-
den.
In dieser Zwangslage entschieden sich die Part-
ner Frankreichs für den Gemeinsamen Markt 

und akzeptierten die Bedingungen. Sie setzten 
damit dem vorgesehenen weiteren supranatio-
nalen Ausbau ein Ende. Frankreich kehrte 
Anfang 1966 in den Ministerrat zurück, aber 
seit jener Zeit entwickelt sich die EWG nicht 
mehr in die erhoffte Richtung.
Das französische Beispiel machte Schule. Heute 
hat man immer häufiger den Eindruck, daß die 
EWG ein Kartell von sechs Staaten zur Errin-
gung von ökonomischen Vorteilen für die 
Nationalstaaten ist, wobei immer stärker die 
Nationalegoismen zum Vorschein kommen. 
Kein Partner ist mehr bereit, für das Gemein-
schaftsziel gewisse Opfer zu bringen. Man 
denke in diesem Zusammenhang nur an die 
deutschen Stimmen und die breit organisierte 
Kampagne gegen den Mansholt-Plan. Von den 
Zielen, die die Väter der Verträge bewegten, 
ist nicht mehr viel verblieben 21).

20) Heinrich v. Siegler, Europäische politische Eini-
gung, Bonn—Wien—Zürich 1968, S. 223.
21) Daß dies auch für die Bundesrepublik Deutsch-
land zutrifft, hat der heutige Parlamentarische 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Gerhard
Jahn, am 20. März 1965 in einem Vortrag vor dem 
Deutschen Rat der Europäischen Bewegung bestä-
tigt: „Aber auch Deutschland hat vielleicht nicht 
immer alles getan, was es hätte tun können. Auch 
bei uns gab und gibt es nicht nur Integrationsbe-
geisterung, sondern hier und dort Hemmungen,
den bewußten Souveränitätsverzicht zu leisten."



Das Ziel wurde nicht erreicht

Zwanzig Jahre nach Gründung des Europa-
rates und fast zwanzig Jahre nach dem histori-
schen Beschluß der Beratenden Versammlung, 
daß es das Ziel des Europarates ist, „eine 
Politische Behörde zu schaffen mit beschränk-
ten Funktionen, aber realen Machtbefugnis-
sen" 22),  muß man feststellen, daß es weder 
mit Hilfe des Europarates noch mit der der 
funktionellen Integration, weder im ersten 
noch im zweiten Anlauf zu einer politischen 
Autorität im Sinne eines Bundesstaates ge-
kommen ist. Man wird gut daran tun, wenn 
man alle darauf zielenden Bemühungen als 
bisher gescheitert ansieht. In bezug auf die 
wirtschaftliche Integration muß man hinzufü-
gen, daß diese die politische Einheit nicht be-
günstigt hat, sondern daß sie eher das Gegen-
teil bewirkte. Sie gab nämlich den Staaten 
durch die ökonomischen Erfolge die Möglich-
keit, ihre staatliche Souveränität wieder zu fe-
stigen. Wieder einmal scheint sich zu bewahr-
heiten, daß Zoll- und Wirtschaftsunionen nicht, 
wie bis zum Überdruß behauptet wurde, Mittel 
zur Förderung von politischer Einheit sind, 
sondern der Versuch, notwendige Einigungen 
durch ökonomische Arrangements zu umge-
hen23 ). Man wird angesichts der gegenwärti-
gen Lage an die Argumente erinnert, die der 
Staatsrechtler W. Kaufmann in der Auseinan-
dersetzung um die deutsch-österreichische 
Zollunion von 1931 vor dem Haager Gerichts-
hof anführte: „Niemals hat eine Zollunion als 
Konsequenz eine nationale Union gehabt, 
diese folgt ihren eigenen Gesetzen. . . . Eine 
Zollunion kann sogar dazu dienen, einer natio-
nalen Union auszuweichen, denn sie ist ein 
Mittel, die wirtschaftlichen Bedürfnisse eines 
schwachen Staates zu befriedigen, und sie 
erlaubt ihm so eine politische Existenz. . . . 
Aber die wahre Bedeutung einer Zollunion in 
bezug auf die Frage der nationalen Einheit 
besteht doch darin, daß diese Regelung, die 
den wirtschaftlichen Bedürfnissen zweier Staa-
ten Rechnung trägt, die politische Einheit aus 
Wirtschaftlichen Gründen überflüssig macht. 
Statt die politische Einheit zu begünstigen, ist 
eine Zollunion zwischen Staaten, deren wirt-
schaftliche Bedürfnisse eine Zusammenarbeit 
erfordern, die Form, welche es den beiden

24) Regime douanier entre l’Allemagne et l'Autriche, 
Serie A/B, Bd. 41, S. 311 und 517, zitiert nach 
Michael R. Gruson, a. a. O., S. 21.
25) Von allen bekannten Vorkämpfern für die Eini-
gung Europas ist es nur Graf Coudenhove-Kalergi, 
der diese These vertritt. In einem Vortrag am 
11. März 1969 im Hessischen Rundfunk sagte er 
unter anderem: „Nach zwanzig verlorenen Jahren 
darf Europa von neuem hoffen: seit Frankreichs 
Staatspräsident, General de Gaulle, eine neue 
Initiative ergriffen hat zur Einigung Europas.
De Gaulle hatte die Absicht, seinen Plan erst be-
kannt zu geben, nachdem er sich über ihn mit Eng-
land verständigt hätte. Nun hat die britische Re-
gierung diesen Plan vorzeitig veröffentlicht. Diese 
Veröffentlichung hat zu einer unfreundlichen Pole-
mik geführt, der es gelungen ist, vorübergehend 
die historische Bedeutung der Paneuropa-Initiative 
Je Gaulles zu überschatten.
Diese Polemik wird bald vergessen sein. Aber die 
Initiative de Gaulles wird bleiben. Mit ihr be-
ginnt ein neues Kapitel europäischer Geschichte. 
... Trotzdem sehen Millionen guter Europäer in 
de Gaulle den Mann, der die Einigung Europas 
bekämpft und verhindert; obgleich von ihm der 
einzige politische Einigungsversuch stammt, der so-
genannte Fouchet-Plan, der nur am Veto Belgiens 
und Hollands gescheitert ist, nachdem Deutschland 
und Italien ihn - ngenommen hatten."

22) Siehe Anmerkung 3.
23)  VgJ. Michael R. Gruson, Wird der Gemein-
same Markt zur politischen Integration Europas 
führen? in: Des Föderalist, Frankfurt/M, Mai 1961, 
S. 7 ff.

Staaten ermöglicht, ihre Unabhängigkeit z
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u 
behalten. Das war die historische Rolle der 
Zollunion und ist sie noch." )

Bisweilen wird aber auch die Meinung vertre-
ten, daß der europäische Bundesstaat nur über 
eine staatenbundliche Konstruktion erreicht 
werden kann25). Aber auch dieser Versuch, 
der ja in Form des Fouchet-Planes gemacht 
wurde, wurde abgelehnt. Es besteht heute 
überhaupt keine Chance, daß eine solche Kon-
struktion verwirklicht wird. Selbst wenn er 
verwirklicht worden wäre, würde man heute 
— angesichts der verschiedenen Meinungen 
über die Grundsätze der zu verfolgenden Poli-
tik — Krise auf Krise erleben, da auf das 
Regulativ der Mehrheitsentscheidungen bei 
staatenbundlichen Konstruktionen nicht zu-
rückgegriffen werden kann.

So muß man heute feststellen, daß unter den 
gegenwärtigen Voraussetzungen keine der 
europäischen Institutionen in der Lage ist, die 
Absichten, mit denen sie gegründet wurden, zu 
verwirklichen. Aus den Zielen wurden so im 
allgemeinen Sprachgebrauch „Fernziele". In 
bezug auf die politische Einheit Europas ste-
hen wir heute wieder da, wo der Europarat 
begonnen hatte — nämlich am Anfang.
Um viele Erfahrungen sind wir reicher. Wir 
haben feststellen können, daß Integration 



praktizierbar und erfolgreich sein kann, wenn 
der politische Wille vorhanden ist. Aber im 
Gegensatz zur Zeit vor zwanzig Jahren ist die-
ser politische Wille heute viel weniger sicht-
bar. Weder bei den führenden politischen 
Kräften noch bei den politisch Aktiven der 
jungen Generation, die von anderen Zeitabläu-
fen geprägt sind und die nicht selten in der 
Linigung buropas euer eine konservative roli-
tik des Establishments vermuten, um seine 
Herrschaftsstruktur zu erhalten, als einen Bei-
trag zur Begründung einer freiheitlichen und 
solidarischen de
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mokratischen Gesellschaft in 
Europa. Aber genau um diese Gesellschaft 
ging es den europäischen Föderalisten, die als 
Widerstandskämpfer überall in Europa zwi-
schen 1940 und 1945 die gedanklichen Grund-
lagen schufen, auf denen die Europäische Be-
wegung nach dem Krieg aufbaute ).

Es waren die Gedanken, die auch den heutigen 
deutschen Außenminister Willy Brandt im nor-
wegischen Exil bewegten, als er 1940 schrieb: 
„Nur eine solidarische europäische Lösung 
kann den alten Gegens
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atz aufheben zwischen 
den nationalen Sicherheitsinteressen eines 
Landes und dem Fortgang der ökonomischen, 
sozialen und kulturellen Entwicklung in ganz 
Europa. . . . Die Forderung nach europäischer 
Einheit schließt ein, daß man über die primi-
tive Auffassung hinauslangt, als ob man die 
eigene Sicherheit nur im Kampf gegen andere 
behaupten könne." )

Es waren auch die Gedanken der Geschwister 
Scholl, die in ihrem fünften Flugblatt schrie-
ben: „Der imperialistische Machtgedanke muß, 
von welcher Seite er auch kommen möge, für 
alle Zeit unschädlich gemacht werden."

So bietet der Europatag 1969 wenig Ursache 
für abendländische Hochgefühle. „Ein tragischer 
Bruch besteht zwischen der nationalen Eigen-
staatlichkeit und den Erfordernissen zeitge-
mäßer, umfassender Gesellschaftsordnung", so 
stellt Professor Hans Huber in seiner kleinen 
Schrift über weltweite Interdependenz fest28).

26) Siehe hierzu Walter Lipgens, Europa-Födera-
tionspläne der Widerstandsbewegungen 1940—1945, 
München 1968, 547 S.
27) Willy Brandt, Draußen, München 1966, S. 37.
28) Hans Huber, Weltweite Interdependenz, Bern 
1968, S. 27.

Die Idee des politisch vereinten Europa, der 
demokratischen und föderalen europäischen 
Ordnung, die diesen Bruch für Europa und als 
offene Gesellschaft beispielhaft für die Welt 

überwinden wollte, konnte nicht verwirklicht 
werden. Zu diesem Schluß kommt auch der 
Europarat in seiner zum zwanzigjährigen Be-
stehen herausgegebenen Schrift. „Tatsächlich 
erweisen sich die überlieferten Strukturen 
und Methoden der internationalen Beziehun-
gen heut
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e als unzulänglich, aber es ist noch 
kein Ersatz dafür gefunden worden, der den 
ebenso neuen wie gebieterischen Erfordernis-
sen entspricht." 29) Da die Hoffnung der Grün-
der des Europarates nicht in Erfüllung gegan-
gen ist, diesen Prozeß des sozialen und wirt-
schaftlichen Wandels durch politische Mittel zu 
vollziehen, hat sich der Europarat „der Förde-
rung der wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Entwicklung in einer sich wandelnden 
Welt als Vorbereitung des Europa von mor-
gen" )  zugewandt:

„Im Bewußtsein des auf die Zukunft gerich-
teten Prozesses der europäischen Einigung hat 
die Versammlung dem Europarat seine wahre 
Bedeutung vor Augen geführt: die Planung 
des zukünftigen Gesamteuropas. Die Ver-
sa
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mmlung ihrerseits wird auf dieses Ziel hin-
arbeiten, indem sie ihre Tätigkeit auf ein sy-
stematisches Studium der künftigen Lebensbe-
dingungen in der europäischen Gemeinschaft 
ausrichtet, um sich so über deren evolutionä-
ren Tendenzen klar zu werden. Ihrer Aufgabe 
getreu wird die Versammlung die Körper-
schaft sein, wo mögliche und erwünschte Ent-
würfe von .Zukünften' entstehen werden." )

Niemand wird bezweifeln, daß diese Arbeit 
nützlich und notwendig ist. Darüber hinaus 
muß man dankbar sein, daß der Europarat 
sich dieser Aufgabe widmet und nicht resi-
gnierend sich selbst verwaltet. Aber eines Ta-
ges wird auch bei dieser Arbeit der Augen-
blick kommen, wo aus Planung und Studium 
Wirklichkeit werden will. Dann rückt auch hier 
der Augenblick näher, wo der politische 
Sprung gewagt werden muß, der in den letzten 
zwanzig Jahren dreimal versucht und dreimal 
mißlungen ist. Denn man täusche sich nicht: 
Ein neuer Sozialzustand, eine neue Verfas-
sungswirklichkeit, eine neue politische Ord-
nung entstehen nicht nur deshalb, weil sie not-
wendig oder vernünftig sind. Sie entstehen 
durch einen politischen Akt, der getragen wird 
von Menschen, die ihn durchsetzen wollen und 
können.

29) 
30) 



Jürgen Westphalen

Lateinamerika und die EWG

Der Zusammenschluß der sechs westeuropä-
ischen Industrieländer zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) ist in den latein-
amerikanischen Entwicklungsländern von An-
fang an auf Skepsis und Kritik gestoßen. Die 
Länder Lateinamerikas bilden die größte 
Gruppe sogenannter Drittländer, die gewisse 
einheitliche Merkmale der geographischen 
Lage, der Wirtschaftsstruktur und der Sprache 
aufweisen und für die gegenwärtig keine 
praktischen Möglichkeiten erkennbar sind, sich 
selbst in irgendeiner Form an die EWG anzu-
schließen.

Eine allgemeine und zugleich besonders klare 
Formel für die Sorgen und Erwartungen, 
die der lateinamerikanische Subkontinent an 
die wirtschaftliche Integration Westeuropas 
knüpft, hat schon im Jahre 1957 der damalige 
uruguayische Botschafter in Bonn, Carlos A. 
Clulow, gefunden: „Unsere Länder erwarten 
... mit gutem Recht als Mitglieder der großen 
Völkerfamilie, daß ihre Belange nicht übergan-
gen werden, daß sie nicht vergessen werden in 
den Plänen für die Neuordnung der Welt von 
morgen."

Auf den folgenden Seiten soll vor allem die in 
Lateinamerika zu beobachtende Einstellung zu 
zwei Bereichen der EWG-Integrationspolitik 
dargestellt und beurteilt werden, und zwar zur 
gemeinsamen Agrarpolitik und ihren Folgen 

für die Einfuhr von Agrarprodukten aus La-
teinamerika und zur europäisch-afrikanischen 
Assoziierung. Der zweite Bereich ist gegen-
wärtig besonders aktuell, da die zur Zeit in 
Kraft befindlichen Assoziierungsabkommen am 
31. Mai 1969 auslaufen werden und die Dis-
kussion über die Fortsetzung der Assozi-
ierungspolitik nach d

1
iesem Termin in vollem 

Gange ist ).

Die objektive Beurteilung der Beziehungen 
zwischen der EWG und den lateinamerikani-
schen Drittländern ist heute leichter als noch 
vor einigen Jahren. Für ein Jahrzehnt, und 
zwar für die Zeit von 1958 bis 1967, liegen die 
statistischen Ergebnisse des EWG-Außenhan-
dels vor. Ein Jahrzehnt ist in der Entwicklung 
internationaler Handelsbeziehungen schon ein 
Zeitraum, der Einblicke in längerfristige Ten-
denzen zuläßt. Anstelle von Vermutungen und 
vagen Befürchtungen können heute bereits 
klare und mit nüchternen Zahlen belegte Aus-
sagen gemacht werden. Auch in Lateinamerika 
hat sich im Laufe der Jahre immer mehr eine 
sachliche und verständnisvolle Einstellung zur 
Integration Westeuropas durchgesetzt, die 
zwar von Sorgen hinsichtlich der künftigen 
Entwicklung der europäisch-lateinamerikani-
schen Beziehungen belastet ist, sich aber frei-
hält von einer die Realität verzerrenden Pole-
mik.

I. Europäische Integration — 
eine politische und wirtschaftliche Notwendigkeit

Es würde jedoch nicht genügen, die Beziehun-
gen zwischen der EWG und Lateinamerika nur 
aufgrund von Handelsstatistiken zu beurteilen. 
Mit anderen Worten: Die europäisch-latein-
amerikanische Auseinandersetzung über die 
Wirkungen der EWG darf nicht ausschließlich 
ein Dialog zwischen Außenhandelsstatistikern 
sein, so wichtig auch die Entwicklung des Wa-
renverkehrs aus lateinamerikanischer Sicht 
sein mag. Daher sollen den statistischen An-
gaben, die in den folgenden Abschnitten ge-

bracht und kommentiert werden, einige Be-
merkungen über die politische und wirtschaft-
liche Notwendigkeit des Zusammenschlusses 
der westeuropäischen Industrieländer voraus-
geschickt werden.

1) Siehe hierzu z. B. M. W. Clauss, Die dritte 
Phase der europäisch-afrikanischen Assoziierung. 
Zur Erneuerung des Abkommens von Jaunde, in: 
Verfassung und Recht in Übersee, 4. Quartal 1968, 
4. Heft, S. 453 ff.



Erhaltung des Weltfriedens

Häufig wird in den Drittländern übersehen, 
daß die Ziele der europäischen Einigungs-
bewegung nicht nur im wirtschaftlichen, son-
dern zumindest ebensosehr im politischen 
Bereich liegen. Der Gründer der Paneuropä-
ischen Bewegung, Graf Coudenhove-Kalergi, 
schrieb in seinem 1923 veröffentlichten Pan-
europäischen Manifest2): „Die ganze euro-
päische Frage gipfelt im Entweder-Oder:

2) Die Idee Europa 1300—1946. Quellen zur Ge-
schichte der politischen Einigung, hrsg. von R. H. 
Foerster, München 1963, S. 226 ff.
3) Die Idee Europa, S. 253 ff.
4) A. J. Toynbee, Die Zukunft des Westens (deutsch 
von R. H. Foerster), München 1964, S. 60.

5) C. F. von Weizsäcker, Rede anläßlich der Ver-
leihung des Friedenspreises des Deutschen Buch-
handels am 13. 10. 1963.
6) Zitiert nach C. Schöndube, Grundsatzfragen der 
europäischen Integration, Hangelar 1968, S. 9 f.

Krieg — oder Frieden!

Anarchie — oder Organisation!

Wettrüsten — oder Abrüsten!

Konkurrenz — oder Kooperation!

Zusammenbruch — oder Zusammenschluß!

... Wer die Gefahren, denen das zersplitterte 
Europa entgegensteht, nicht sieht, ist politisch 
blind. ... Nur ein europäischer Dauerfrieden 
sichert die Zukunft der europäischen Nationen, 
Familien und Menschen."

Auch nach Beendigung des Zweiten Weltkrie-
ges war es die Sorge um die Herstellung und 
Erhaltung des Weltfriedens, von der zunächst 
die stärksten Impulse zur Einigung der euro-
päischen Völker ausgingen. In seiner am 
19. September 1946 in der Züricher Universität 
gehaltenen Rede3) sprach Winston S. Chur-
chill von den in Europa immer noch schwelen-
den nationalistischen Zwistigkeiten, gegen die 
es „ein Heilmittel (gibt), das, allenthalben und 
aus freien Stücken angewandt, wie durch ein 
Wunder die ganze Szene verwandeln und in-
nerhalb weniger Jahre ganz Europa — oder 
wenigstens dessen größeren Teil — ebenso 
frei und glücklich machen könnte, wie es die 
Schweiz heute ist. Worin besteht dieses All-
heilmittel? Darin, daß man die europäische 
Familie . . . wiederaufrichtet und ihr eine Ord-
nung gibt, unter der sie in Frieden, Sicherheit 
und Freiheit leben kann. Wir müssen eine Art 
Vereinigte Staaten von Europa schaffen."

Die Sorge um den Weltfrieden ist indessen 
heute nicht minder begründet als unmittelbar 
nach Kriegsende. In seiner Vorlesung über 
„Das heutige Experiment der westlichen Zivi-
lisation" 4) sprach Arnold J. Toynbee 1961 
eine Mahnung aus, deren Aussage an die 

zitierten Sätze aus der Züricher Rede von 
Churchill erinnert, die aber viel eindringlicher 
formuliert ist: „Die gesamte Menschheit (sieht) 
sich in unserem Zeitalter einer einzigen, extre-
men Entscheidung gegenübergestellt. ... Wir 
müssen uns entweder mit dem Massenselbst-
mord abfinden oder lernen, miteinander als 
eine Familie zu leben. Die zweite Alternative 
— die einzige Alternative zur Selbstvernich-
tung — setzt voraus, daß die zwischen den 
verschiedenen Rassen, Nationen, Religionen 
und Ideologien bestehenden Schranken abge-
schafft werden. Man wird daher Ideale, Ideen 
und Institutionen schätzen, die für Einheit, 
Eintracht und Liebe wirken." Diesen Gedanken 
finden wir bei C. F. von Weizsäcker fortge-
führt, der in der „Entstehung übernationaler 
Institutionen", zu denen wir nicht zuletzt die 
Europäischen Gemeinschaften zählen können, 
einen Fortschritt in dem Prozeß „der allmäh-
lichen Verwandlung der bisherigen Außen-
politik in Welt-Innenpolitik" sieht, in der sich 
das Herannahen des Weltfriedens ausdrückt5).

Neue räumliche Maßstäbe

Ein weiteres wichtiges Ziel der europäischen 
Integrationspolitiker ist die Stärkung der frü-
her isolierten europäischen Nationalwirtschaf-
ten durch Zusammenschluß zu einem größe-
ren, den beiden mächtigen Nationalwirtschaf-
ten USA und UdSSR ebenbürtigen oder gar 
überlegenen Wirtschaftsraum. Einige Ziele 
und Motive der EWG-Kommission hat deren 
damaliger Präsident, Professor Hallstein, in 
einer Rede vor dem Europäischen Parlament 
am 17. Juni 1965 in Straßburg6) zusammen-
gefaßt. Aus dieser Rede seien die folgenden 
Auszüge zitiert:
„Was uns vorwärts treibt, ist
... die Erkenntnis, daß unsere klein gewor-
dene Welt andere räumliche Maßstäbe in Gel-
tung setzt als die, die die parzellierte euro-
päische Landschaft von gestern und heute be-
stimmen;
.. . daß unsere Wirtschaft und unsere Gesell-
schaft die Möglichkeiten moderner Technik 
und Lebensform nur nutzen und den Wettbe-
werb mit den Riesen der Gegenwart nur be-
stehen können, wenn sie großräumig verfaßt 
sind;



. .. daß Europa bei der Regelung der welt-
politischen Geschäfte nur dann von Freund 
und Feind gehört und beteiligt wird, wenn es 
mit einer Stimme spricht."

Das Bestreben, sich im „Wettbewerb mit den 
Riesen der Gegenwart" zu behaupten, ist in-
dessen nicht allein ein Motiv der europäischen 
Integration, sondern ebenso eine der stärksten 
Antriebskräfte zur Schaffung der Lateinameri-
kanischen Freihandelszone (ALALC) und des 
Zentralamerikanischen Gemeinsamen Marktes 
(MCC). Vergrößerung des Wirtschaftsraumes 
bedeutet in Europa wie in Lateinamerika er-
höhte Absatzchancen und demzufolge die Mög-
lichkeit zur Produktion in größeren Serien, 
aus der sich wiederum zusätzliche Rationali-
sierungsmöglichkeiten ergeben, ferner bessere 
Ausnutzung aller Produktionsreserven und 
größere Chancen für eine sinnvolle Arbeits-
teilung.

Auf dem Gebiet der Außenbeziehungen der 
EWG können die beiden großen Zielbereiche 
der Integration — Sicherung des Weltfriedens 
und Stärkung der wirtschaftlichen und politi-

schen Position Westeuropas gegenüber den 
anderen großen Weltmächten — miteinander 
kollidieren. So würde eine Gemeinschaft von 
hochentwickelten europäischen Industrielän-
dern, die sich ohne Rücksicht auf die Belange 
der außenstehenden Entwicklungsländer nur 
um den eigenen wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritt und den Ausbau der eigenen politi-
schen Position bemüht, kaum in der Außen-
welt als Vorkämpferin für den Weltfrieden 
glaubwürdig erscheinen; sie würde vielmehr 
die vorhandene Kluft zwischen armen und 
reichen Ländern verbreitern und damit gewalt-
samen Umstürzen in den Entwicklungsländern 
Vorschub leisten und die Gefahr kriegerischer 
Auseinandersetzungen erhöhen 7).

7) Zitiert nach H.-J. Hartmann und J. Westphalen,
Europa auf falschem Kurs? Lateinamerikanische 
EWG-Sorgen, Hamburg 1963, S. 87.

8) Siehe hierzu z. B. Welternährungskrise oder ist 
eine Hungerkatastrophe unausweichlich?, hrsg. 
von der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler, 
Reinbek 1968, S. 9 ff.
9) Hacia la Coordinacin de la Politica Comercial 
de America Latina. Las Relaciones con la Cornu-
nidad Econömica Europea. Anälisis y recomenda-
ciones del grupo de consultores convocado por 
la Secretarfa, hrsg. von CEPAL, Santiago de Chile 
1962.

Die beiden genannten Zielbereiche miteinan-
der vereinbaren bedeutet, die Stärkung der 
politischen und wirtschaftlichen Position West-
europas in der Welt als Mittel zur Festigung 
des Friedens unter allen Völkern und zur För-
derung des wirtschaftlichen und sozialen Fort-
schritts in den Entwicklungsländern einzuset-
zen.

II. Ein wachsender Markt für lateinamerikanische Produkte

Die Regierungen der sechs EWG-Mitgliedslän-
der richteten auf Anregung der EWG-Kommis-
sion schon im April 1958 ein Memorandum8) 
an die Regierungen der lateinamerikanischen 
Länder. In diesem Dokument, das Professor 
Hallstein ein „wirtschaftspolitisches Friedens-
angebot" genannt hat, ist darauf hingewiesen 
worden, daß „die Schaffung eines Marktes 
von 165 Millionen Einwohnern, deren Brutto-
einkommen einer Kaufkraft von 180 Mrd. US-
Dollar gleichkommt und deren Importbedarf 
ständig wächst, ... die Gemeinschaft zu dem 
Wirtschaftsraum mit dem größten Außenhan-
del der Welt werden (läßt). Ihre Tätigkeit 
wird günstige Auswirkungen auf die wirt-
schaftlichen Entwicklungsaussichten der freien 
Welt haben, denn die Entwicklung der Ge-
meinschaft selbst hängt von der Förderung 
ihrer Beziehungen zu den übrigen Ländern 
ab."

Von lateinamerikanischer Seite sind an der 
Richtigkeit dieser Behauptung noch im Jahre 

1962 Zweifel geäußert worden. In einer im 
Auftrage der Comisiön Econömica para Ame-
rica Latina (CEPAL) angefertigten Studie9) 
über die Möglichkeiten einer Koordinierung 
der Politik der lateinamerikanischen Länder 
gegenüber der EWG wurde die Gegenbehaup-
tung aufgestellt, daß „die ausgeprägte Prospe-
rität, die sich in den letzten Jahren in West-
europa und insbesondere in den EWG-Mit-
gliedsländern entwickelt hat, für die Ausfuhr 
Lateinamerikas — insgesamt betrachtet — 
recht wenig bedeutet. Daran zeigt sich, daß das 
bekannte Argument, die Prosperität Europas 
begünstige direkt auch Lateinamerika, ... 
keine ausreichende Bestätigung in der Praxis 
findet."



Günstige Gesamtentwicklung

Die für die ersten zehn Jahre nach Gründung 
der EWG ermittelten Außenhandelsergebnisse 
haben aber dennoch die optimistische europä-
ische Prognose bestätigt. Der infolge des stei-
genden Wohlstandes wachsende Markt der 
EWG hat auch für lateinamerikanische Pro-
dukte zunehmende Absatzchancen geboten. 
Unter den verschiedenen großen Entwicklungs-
regionen ist Lateinamerika der wichtigste Han-
delspartner der Gemeinschaft. Im Jahre 1967 
betrugen die Einfuhren aus Lateinamerika 
8,9 °/o der Gesamteinfuhr der EWG, und von 
der Gesamtausfuhr der Gemeinschaft entfielen 
6,5 % auf den lateinamerikanischen Subkonti-
nent. Der Import lateinamerikanischer Pro-
dukte in den EWG-Raum hat in den ersten 
zehn Jahren der Gemeinschaft eine Steigerung 
um 66 0/0 von 1,65 Mrd. (1958) auf 2,74 Mrd. 
US-Dollar (1967) erfahren. Der Export aus dem 
EWG-Raum nach Lateinamerika ist in dersel-
ben Zeit von 1,60 Mrd. auf 2,05 Mrd. US-Dol-
lar, also um 27 °/o, gestiegen.

Auch im Vergleich zu anderen Handelspart-
nern Lateinamerikas hat sich Westeuropa und 
besonders die EWG in den letzten Jahren 
— vom lateinamerikanischen Standpunkt be-
trachtet — günstig entwickelt. Während sich 
die Bedeutung der USA als Käufer latein-
amerikanischer Produkte, wie aus Tabelle 1 
ersichtlich ist, in der Zeit von 1960 bis 1966 
beträchtlich vermindert hat, haben die EWG, 
aber auch Japan, Kanada und die Gruppe der 
Staatshandelsländer die auf sie entfallenden 
Anteile vom Gesamtexport Lateinamerikas 
erhöhen können.

Das Wachstum der EWG-Einfuhr aus Latein-
amerika vollzog sich im Jahrzehnt 1958—1967 
wesentlich schneller als die Zunahme des Ex-
ports; infolgedessen erhöhte sich der Passiv-
saldo der EWG gegenüber Lateinamerika von 
43 Mio. US-Dollar 1958 auf 691 Mio. US-Dollar 
1967.

Die heute wichtigsten Lieferländer der EWG in 
Lateinamerika sind Argentinien, Brasilien und 
Chile; alle drei Länder haben ihren Export in 
den EWG-Raum von 1958 bis 1967 erheblich 
steigern können. Aber auch andere latein-
amerikanische Länder haben, wie Tabelle 2 
erkennen läßt, eine zufriedenstellende Ent-
wicklung ihres Exports in den EWG-Raum zu 
verzeichnen. Die Erhöhung des EWG-Imports 
aus Lateinamerika ist ein wesentlicher Beitrag 
zur wirtschaftlichen Entwicklung der betreffen-
den lateinamerikanischen Lieferländer, für die

die sogenannte Handelshilfe, also die O 
der Märkte für ihre Produkte in den Ind 
ländern, im allgemeinen von ebenso 
oder sogar größerer Bedeutung ist a 
Kapitalhilfe oder technische Hilfe.

Es sei allerdings schon an dieser Ste] 
merkt, daß sich, ungeachtet der vielve

Quelle: 



chenden Gesamtergebnisse der EWG-Einfuhr, 
der Import bestimmter Agrarprodukte aus der 
gemäßigten Klimazone Lateinamerikas in den 
EWG-Raum ungünstig entwickelt hat. Daraus 
läßt sich, wie noch gezeigt werden soll, be-
gründete Kritik an bestimmten Instrumenten 
der gemeinsamen Agrarpolitik herleiten; kei-
nesfalls wäre es aber zulässig, wegen solcher 
isolierter Wirkungen, so schwerwiegend sie 
auch im Einzelfall sein und so sehr sie auch 
bestimmte lateinamerikanische Länder bela-
sten mögen, grundsätzlich an der Ausstrahlung 
des wirtschaftlichen Aufschwungs in West-
europa auf die Außenwelt zu zweifeln.

EWG-Kapitalhilfe für Lateinamerika?

Der innerhalb von zehn Jahren auf das Sech-
zehnfache seines Ausgangswertes gestiegene 
Passivsaldo im Güteraustausch zwischen der 
EWG und Lateinamerika bedeutet angesichts 
des durch 
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die wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklungserfordernisse in Lateinamerika 
steigenden Devisenbedarfs einen zusätzlichen 
Beitrag Westeuropas zur Bewältigung der 
lateinamerikanischen Entwicklungsprobleme. 
Von lateinamerikanischer Seite, und zwar ins-
besondere von der Interamerikanischen Ent-
wicklungsbank (BID) ), wird indessen noch 
eine Intensivierung der europäisch-latein-
amerikanischen Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der Entwicklungsfinanzierung angestrebt. 
Im November 1966 stattete der Präsident des 
BID, Felipe Herrera, der EWG-Kommission in 
Brüssel seinen ersten offiziellen Besuch ab. 
Bei dieser Gelegenheit trug Herrera die An-
regungen vor, einen vom BID zu verwalten-
den und seitens der EWG bereitzustellenden 
Europäischen Investitionsfonds für Latein-
amerika zu schaffen, eine technische und finan-
zielle Mitwirkung Westeuropas am Integra-
tionsprozeß in Lateinamerika durch Beiträge 
zum Investitionsfonds der Lateinamerikani-
schen Integration (Fondo de Preinversiön para 
la Integraciön de America Latina) und 
zum Lateinamerikanischen Integrationsinstitut 
(INTAL) zu leisten, Lateinamerika den Zugang 
zu den Kapitalmärkten in den EWG-Ländern 
zu öffnen und neue Anwendungsmöglichkeiten 
für das Instrument der sogenannten Parallel-
finanzierungen zu suchen.

10) La Participacion de Europa en el Financiamien-
to del Desarrollo de America Latina, hrsg von 
Banco Interamericano de Desarrollo, Washington, 
D. C. 1969 (hektographiert), S. 24 a, 29.

Einige dieser Anregungen sind inzwischen 
jedenfalls zum Teil verwirklicht worden. So 
haben der BID und auch die Regierungen la-
teinamerikanischer Länder in den zurücklie-
genden Jahren in mehreren EWG-Ländern, 
darunter auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land, mit gutem Erfolg Anleihen unterbringen 
können. Ein Abkommen über Parallelfinanzie-
rungen, d. h. über Finanzierungsoperationen, 
bei denen Finanzmittel des BID durch Kredite 
anderer Finanzierungsinstitute ergänzt wer-
den, hat der BID mit der niederländischen Re-
gierung schon im September 1965 geschlossen 
und Ende September 1968 erweitert.

Die zweifellos wichtigste Anregung von Her-
rera zielt aber auf die Multilateralisierung 
eines Teils der von den EWG-Mitgliedslän-
dern bilateral an Lateinamerika gegebenen 
Kapitalhilfe ab. Die Idee, zu diesem Zweck 
einen EWG-Investitionsfonds für Lateiname-
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rika zu errichten, erscheint ernsthafter Er-
wägungen wert ).

Die Bundesrepublik als Handelspartner 
Lateinamerikas

Der wichtigste Handelspartner Lateinamerikas 
unter den sechs Mitgliedsländern der EWG ist 
die Bundesrepublik Deutschland, auf die im 
Jahre 1967 rd. 40 °/o vom Gesamtimport der 
Gemeinschaft aus Lateinamerika und sogar 
48,6 °/o der gesamten EWG-Ausfuhr nach La-
teinamerika entfielen.
Die steigende Tendenz des deutsch-latein-
amerikanischen Warenverkehrs im Jahrzehnt 
1958—1967 hat sich im Jahre 1968 nur noch 
schwach fortgesetzt. Nach Angaben des Stati-
stischen Bundesamtes blieb 1968 die deutsche 
Einfuhr aus Lateinamerika etwa auf dem 
Stand des Vorjahres, während die deutsche 
Ausfuhr nach Lateinamerika einen leichten 
Anstieg auf rd. 1,1 Mrd. US-Dollar erfuhr.

Besondere Beachtung verdient das Wachstum 
des deutschen Außenhandels mit dem Gemein-
samen Zentralamerikanischen Markt. Die deut-
sche Ausfuhr in diesen Raum erhöhte sich von 
1958 bis 1967 um 66 %, die deutsche Einfuhr 
aus Zentralamerika um 53 %. Gegenüber 
der Lateinamerikanischen Freihandelszone 
(ALALC) ergaben sich im genannten Zeitraum 
für den deutschen Außenhandel Steigerungen 
von 40 u/o auf der Ausfuhr- und von 42 °/o auf 
der Einfuhrseite. Das Jahrzehnt 1958—1967 
hat die Erwartung bestätigt, daß sich auch die

11) Siehe hierzu auch H.-J. Hartmann und J. West-
phalen, a. a. O., S. 67 f.



Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften.

Integration der lateinamerikanischen Länder 
keinesfalls hemmend auf den Warenverkehr 
der sich integrierenden Wirtschaftsräume mit 
der Außenwelt auswirkt.
Die Struktur des deutschen Exports nach Latein-
amerika hat sich seit 1958 merklich geändert: 
Die industriell hergestellten Konsumgüter ha-
ben immer mehr an Bedeutung verloren. Die 
Mehrzahl der lateinamerikanischen Länder 
kann sich heute mit diesen Gütern aus eigener 
Produktion versorgen. Da
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gegen hat die Bedeu-
tung der Produktionsmittel im deutschen Ex-
port beträchtlich zugenommen. Ganz deutlich 
wird diese Strukturänderung in einem Zahlen-
vergleich ), der einen längeren Zeitraum um-
schließt: Von 1928 bis 1956 verringerte sich 
der Anteil der Textilien an der deutschen 

Gesamtausfuhr nach Lateinamerika von 25,5 °/o 
auf nur 2,3%; gleichzeitig stieg aber der Anteil 
der Maschinen am Gesamtexport von 12,5% 
auf 22,2 %. Ein Meilenstein in dieser Entwick-
lung von der Konsumgüterausfuhr zum Export 
hochwertiger Produktionsmittel ist der im Fe-
bruar 1968 einer deutschen Industriefirma 
übertragene Bau eines Kernkraftwerkes in 
Atucha am Rio Parana (Provinz Buenos Aires/ 
Argentinien). Dieses Projekt, das 1972 fertig-
gestellt sein soll, ergibt einen Auftragswert 
von rd. 70 Mio. US-Dollar.
Aus der Position des größten Handelspartners 
Lateinamerikas in der EWG ergeben sich für 
die Bundesrepublik auch besondere Verpflich-
tungen gegenüber dem lateinamerikanischen 
Subkontinent.

III. Benachteiligung der Entwicklungsländer

Die Prosperität im EWG-Raum ist also — ins-
gesamt betrachtet — nicht ohne positive Wir-
kungen für Lateinamerika geblieben. Daran 
werden heute auch auf lateinamerikanischer 
Seite kaum noch Zweifel geäußert. Ansatz-
punkte für eine fundierte Kritik am EWG-
Außenhandel bietet heute nicht die Gesamt-
entwicklung des EWG-Imports aus Latein-
amerika, sondern einerseits die Gegenüber-
stellung des Imports der Gemeinschaft aus

12) Die 
deutsche Außenhandel, hrsg. 
überseeischen Bank, Hamburg 1967, S. 38.

Industrieländern und aus Entwicklungsländern 
und andererseits die ungünstige Entwicklung 
der Einfuhr bestimmter lateinamerikanischer 
Einzelprodukte in den EWG-Raum.

Rückläufiger Marktanteil 
der Entwicklungsländer

Mit dem Gesamtimport der EWG hat die 
Einfuhr der Gemeinschaft aus Lateinamerika 
bei weitem nicht Schritt gehalten. Infolgedes-
sen ist der Anteil Lateinamerikas am EWG-
Gesamtimport von 10,2% (1958) auf 8,9% 
(1967) zurückgegangen. Durch eine solche Ent-



Wicklung sind aber nicht ausschließlich die la-
teinamerikanischen Länder, sondern fast sämtli-
che Entwicklungsländer benachteiligt worden. 
Die ersten zehn Jahre des EWG-Außenhan-
dels lassen die deutliche Tendenz der relati-
ven Bedeutungszunahme der Industrieländer 
als Handelspartner der Gemeinschaft erken-
nen. Die größte Steigerung zeigt der Waren-
verkehr zwischen den sechs Mitgliedsländern, 
der sich von 6,8 Mrd. (1958) auf 24 Mrd. US-
Dollar (1967) mehr als verdreifacht hat. Mit 
der Beseitigung der Binnenzölle im EWG-
Raum ist seit dem 1. Juli 1968 früherer Außen-
handel zu Binnenhandel geworden; dieser in 
den vorangegangenen Jahren schrittweise er-
reichte Zustand bedeutet zwangsläufig eine 
relative Benachteiligung der außerhalb der 
Gemeinschaft gebliebenen Länder, soweit die 
Einfuhr von deren Produkten mit Zöllen bzw. 
Abschöpfungen belastet ist.

Allerdings sind in bestimmten Fällen beträcht-
liche Zuwachsraten auch im EWG-Außenhan-
del mit Drittländern zu verzeichnen. So haben 
die USA und auch die Gruppe der EFTA-Län-
der ihre Anteile am Gesamtimport und -export 
der Gemeinschaft erhöhen können. Dagegen 
mußten aber außer den lateinamerikanischen 
Ländern auch die afrikanischen Assoziierten 
der EWG einen Rückgang ihrer Anteile am 
Außenhandel der Gemeinschaft hinnehmen. 
Lediglich die nichtassoziierten afrikanischen 
Länder haben von 1958 bis 1967 einen gewis-
sen Bedeutungszuwachs als Lieferanten der 

Gemeinschaft erzielt. Diese Tendenz ist vor-
nehmlich auf die starke Zunahme der Erdöl-
einfuhren aus Algerien und Libyen zurückzu-
fuhren; außerdem ist zu berücksichtigen, daß 
zu dieser Gruppe auch die Republik Südafrika 
gehört, die bekanntlich nicht zu den Entwick-
lungsländern zählt.

Der Anteil der Gesamtheit der Entwicklungs-
länder an der Wareneinfuhr der Gemeinschaft 
hat sich von 42,2 0/0 im Jahre 1958 auf 37,4 °/o 
im Jahre 1967 verringert.

Die zunehmende Konzentrierung des Welthan-
dels auf den Warenverkehr zwischen den In-
dustrieländern hat in den lateinamerikani-
schen Ländern verständlicherweise ernste Sor-
gen ausgelöst. In einem von der Organisation 
der Amerikanischen Staaten (OAS) vorgeleg-
ten Dokument 13)  wird darauf hingewiesen, 
daß von 1960 bis 1966 der Weltexport um 
62 °/o, der Export der Gesamtheit der Entwick-
lungsländer um 42 °/o und der Export Latein-
amerikas nur um 39 % gestiegen ist. Der Anteil 
aller Entwicklungsländer am Weltexport hat 
sich nach Angaben der OAS in der genannten 
Zeitspanne von 23,7 °/o auf 21,1 °/o und derjenige 
Lateinamerikas von 7,0 °/o auf 6,1 0/0 verringert. 
Folglich bereite, wie es in dem zitierten OAS-

phiert).



Dokument heißt, der Bereich des Exports nach 
wie vor von allen Bereichen der lateinameri-
kanischen Wirtschaft die ernstesten Sorgen.

Zwang zur Exportdiversifizierung

Voraussetzung dafür, daß die lateinamerikani-
schen sowie auch die übrigen Entwicklungs-
länder künftig in größerem Umfang als in 
der Vergangenheit am Wachstum des Welt-
handels teilhaben, ist vor allem die „Diversifi-
zierung" ihres Exports, also die allmähliche 
Beseitigung der Angewiesenheit auf die Aus-
fuhr weniger, einander ähnlicher Rohstoffe aus 
Bergbau oder Landwirtschaft. Von den gesam-
ten Devisenerlösen aus Warenexport erzielten 
im Jahre 1964 zum Beispiel Bolivien 71,2 0/0 
allein aus dem Zinnexport, Venezuela 93,1 °/o 
aus der Ausfuhr von Erdöl und Erdölderivaten, 
Columbien 73,5 0/0 aus der Kaffeeausfuhr und 
Argentinien 58,7 °/o aus dem Export von 
Fleisch und Getreide. Schon eine kleine Sen-
kung des Preises oder der Gesamtnachfrage 
seines Hauptproduktes muß die Volkswirt-
schaft eines Monokulturlandes empfindlich 
treffen.

Gewisse Erfolge haben die lateinamerikani-
schen Bemühungen um die Exportdiversifizie-
rung bereits gebracht. Die Produkte der ver-
arbeitenden Industrie machten 1962 noch 9,9 °/o, 
1967 dagegen schon 15°/o vom Gesamtexport 
Lateinamerikas aus 14 ). Auch bei den Einfuh-
ren der EWG aus Lateinamerika ist
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 eine deut-
liche Zunahme der Fertigprodukte festzustel-
len ).  Im Jahre 1958 hatte die EWG-Einfuhr 
aus Lateinamerika zu lO°/o aus gewerblichen 
Erzeugnissen und zu 90 °/o aus Rohstoffen be-
standen; bis 1967 war der Anteil der gewerb-
lichen Erzeugnisse auf 16°/o gestiegen und 
derjenige der Rohstoffe auf 84 0/0 zurückge-
gangen.

14) Principales Tendencias de la Economfa ..., 
a. a. O., S. 61
15) Der Außenhandel der EWG im Laufe der ersten 
zehn Jahre .. ., a. a. O., S. 10.

Seit der Verwirklichung der Zollunion am 
1. Juli 1968 ist die Zuständigkeit für die Zoll-
politik von den Regierungen der sechs EWG-
Mitgliedsländer auf die Gemeinschaft überge-
gangen. Die Förderung des Imports von Fertig-
produkten aus Lateinamerika mittels Zoll-
senkungen zum Beispiel im Rahmen der soge-
nannten Kennedy-Runde oder durch Gewäh-

rung von Zollpräferenzen, wie sie in weltwei-
tem Rahmen auf der zweiten Welthandels-
konferenz in New Delhi grundsätzlich verein-
bart worden sind, ist folglich heute Aufgabe 
der Gemeinschaft. Die Wirkungsmöglichkeiten 
der Mitgliedsländer sind auf diesem Gebiet 
darauf beschränkt, auf die zuständigen Ge-
meinschaftsorgane Einfluß auszuüben.

Es ist zu hoffen, daß sich die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften bei der Konzi-
pierung ihres Beitrages zu der von der Welt-
handelskonferenz angeregten Präferenzgewäh-
rung an die Entwicklungsländer vom Grund-
satz des „aid by trade" leiten läßt und die 
Zollvorteile auf möglichst zahlreiche, für das 
wirtschaftliche Wachstum der Entwicklungs-
länder wichtige Produkte anwendet.

In den lateinamerikanischen Ländern sollten 
jedoch die von zollpolitischen Maßnahmen zu 
erwartenden Ergebnisse nicht überschätzt wer-
den. Bei konsequenter Fortführung der im 
Rahmen der Kennedy-Runde vorgesehenen 
Zollsenkungen wird die durchschnittliche Zoll-
belastung der EWG-Einfuhren aus Drittlän-
dern am 1. Januar 1972 nur noch 7,5 °/o betra-
gen; die Zölle für manche aus lateinamerikani-
scher Sicht interessante Fertigprodukte werden 
sogar unter diesem Durchschnittssatz liegen. 
Der Spielraum für einen weiteren allgemeinen 
Zollabbau oder auch für Zollpräferenzen zu-
gunsten bestimmter Ländergruppen wird also 
schon bald so eng geworden sein, daß von 
der Zollpolitik als Mittel der Importförderung 
kaum noch große Wirkungen erwartet werden 
dürfen.

Ferner sollte man sich in Lateinamerika dar-
über klar sein, daß die Öffnung der westeuro-
päischen Märkte für neue Produkte aus Latein-
amerika, insbesondere für Industrieerzeug-
nisse, schwierig sein wird. Wer nur in den 
Zollpräferenzen den Schlüssel sieht, mit dem 
sich die Absatzmärkte für Industrieprodukte 
öffnen lassen, wird enttäuscht werden. Eine 
dauerhafte Markterschließung in größerem 
Ausmaß setzt vielmehr voraus, daß nach sorg-
fältiger Markterforschung und wirkungsvoller 
Werbung kontinuierlich in guter Qualität und 
zu angemessenen Preisen geliefert werden 
kann. Sind diese Voraussetzungen nicht er-
füllt, so werden vermutlich auch Zollpräferen-
zen der EWG zugunsten lateinamerikanischer 
Industrieerzeugnisse nicht viel ausrichten 
können.



IV. EWG-Agrarpolitik aus lateinamerikanischer Sicht

Um so wichtiger erscheint daher die Erhaltung 
und Ausweitung der Absatzmärkte in West-
europa für traditionelle Ausfuhrprodukte La-
teinamerikas. Im zurückliegenden Jahrzehnt 
hat sich gezeigt, daß einige lateinamerikani-
sche Erzeugnisse von dem starken Wachstum 
des Gesamtimports der EWG unberührt ge-
blieben sind. Das gilt besonders für verschie-
dene landwirtschaftliche Produkte der ge-
mäßigten Klimazone wie zum Beispiel Ge-
treide und Rindfleisch.

Notwendige Reform 
der EWG-Agrarstruktur

Für nahezu sämtliche bedeutenden Erzeug-
nisse der europäischen Landwirtschaft hat die 
EWG bereits gemeinsame Marktordnungen 
geschaffen, deren Ziel es ist, innerhalb der 
Gemeinschaft für das jeweilige Produkt einen 
einheitlichen, von Wettbewerbsverzerrungen 
freien Markt entstehen zu lassen. Zur Abwen-
dung drohender Störungen dieser Märkte 
durch Einfuhren aus Drittländern dient das 
Instrument der Abschöpfung, mit dem ver-
gleichsweise niedrige Angebotspreise für 
Drittländerprodukte auf das Preisniveau inner-
halb der Gemeinschaft heraufgeschleust wer-
den.

In den lateinamerikanischen Ländern der ge-
mäßigten Klimazone, deren Agrarprodukte 
großenteils mit europäischen Agrarerzeugnis-
sen konkurrieren, wird gegen die Agrarpolitik 
der EWG der Vorwurf erhoben, sie berücksich-
tige in keiner Weise die Ausfuhrinteressen 
der Drittländer. So heißt es in der schon zitier-
ten CEPAL-Studie von 1962 16 ), daß diese 
Politik Lateinamerika mit einer Aktion kon-
frontiert habe, deren Ziel es sei, die Selbst-
versorgung der EWG-Länder und sogar Ex-
portüberschüsse bei Produkten der gemäßigten 
Zone zu erreichen: „Westeuropa, der bedeu-
tende Käufer von Getreide, plant seine Autar-
kie auf erhöhtem Kostenniveau und wird 
— allerdings auf der Grundlage von Subven-
tionen — möglicherweise sogar exportieren. 
Dasselbe wird mit Fleisch und anderen Er-
zeugnissen der gemäßigten Zone passieren 
können."

16) Hacia la Coordinacion ..., a. a. O.

17) Vorträge der Festkundgebung zum 100jährigen 
Jubiläum am 19. September 1968 im Hamburger 
Rathaus, hrsg. vom Verein der Getreidehändler 
der Hamburger Börse e. V., S. 17 ff.
18) Landwirtschaft 1980. Die Europäische Kommis-
sion zum Kern der Agrarpolitik — der Struktur-
reform, hrsg. von der Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften, Sprechergruppe, Brüssel 
10. 12. 1968 (hektographiert).

Aber auch innerhalb der EWG ist eine bemer-
kenswerte Selbstkritik an der eigenen Agrar-

politik zu hören, die bezichtigt wird, sich als 
ungeeignet für die Bewältigung der landwirt-
schaftlichen Strukturprobleme in den sechs 
EWG-Ländern erwiesen zu haben. Mit dem 
Instrumentarium dieser Agrarpolitik hat nicht 
verhindert werden können, daß die Angebots-
preise für manche innerhalb der Gemeinschaft 
erzeugte Agrargüter weit über den entspre-
chenden Weltmarktpreisen liegen und daß sich 
von verschiedenen Agrarprodukten erhebliche 
Produktionsüberschüsse angesammelt haben. 
In einer am 19. September 1968 in Hamburg 
gehaltenen Rede 17)  stellte S. L. Mansholt, 
Vizepräsident der Europäischen Gemeinschaf-
ten, fest, daß „der Getreidepreis in unserer 
Gemeinschaft ungefähr 80 % höher ist als auf 
dem Weltmarkt .. . (und) daß der Zuckerpreis 
in unserer Gemeinschaft sage und schreibe 
viermal so hoch ist wie der Weltmarktpreis." 
Ferner stellte Mansholt fest, daß innerhalb 
der Gemeinschaft „für einige Produkte die 
Erzeugung . .. schneller wächst, als wir sie 
verbrauchen, und es entstanden vor allem in 
den letzten zwei bis drei Jahren beträchtliche 
Überschüsse. Überschüsse kannten wir bis da-
hin in der Weizenerzeugung, aber jetzt auch 
bei Zucker und vor allem auch bei der Milch." 
Die pessimistische Prognose der CEPAL hat 
sich also als zutreffend erwiesen.

Mansholt hält zwar eine grundsätzliche Ände-
rung des Systems der Marktordnungen nicht 
für erforderlich, er gesteht aber zu, „daß an-
dere Methoden und eine andere Politik zur 
Beherrschung der Produktion dringend not-
wendig geworden sind". Darüber hinaus wird 
es neuer politischer Instrumente zur Änderung 
bestimmter Strukturelemente der europäischen 
Landwirtschaft bedürfen, denn gegenwärtig 
sind, wie es in einer Verlautbarung der EWG-
Sprechergruppe heißt, „achtzig Prozent der 
Landwirtschaftsbetr

18

iebe in der Europäischen 
Gemeinschaft ... zu klein, um eine Arbeits-
kraft rationell zu beschäftigen" ).  Eine Ein-
fuhr- und Produktionspolitik für Agrargüter, 
die dazu führt, daß die in Drittländern mit



relativ niedrigen Kosten erzeugten Produkte 
vom Markt ferngehalten werden, während 
zahlreiche unrationelle Klein- und Kleinstbe-
triebe animiert werden, zu vergleichsweise 
hohen Kosten Produktionsüberschüsse zu er-
zeugen, die sich zu gewaltigen Getreide-, But-
ter- und Zuckerbergen anhäufen, widerspricht 
in der Tat jeglicher wirtschaftlichen Vernunft.

Fleisch- und Getreideimport 
aus Lateinamerika

Die Entwicklung der EWG-Einfuhr von Ge-
treide und Rindfleisch, zwei entscheidenden 
Exportprodukten für Argentinien und Uruguay, 
kann als weitere Rechtfertigung der latein-
amerikanischen Skepsis gegenüber der ge-
meinsamen Agrarpolitik gelten.

Seit 1965 ist der Import beider Produkte rück-
läufig. Die Weizeneinfuhr der EWG aus La-
teinamerika machte 1967 nur noch reichlich 
die Hälfte des entsprechenden Wertes von 
1958 und nur wenig mehr als ein Fünftel des 
Wertes von 1965 aus. Darüber hinaus zeigte 
der Weizenimport ausgeprägte Schwankungen, 
während sich der Rindfleischimport verhältnis-
mäßig stetig entwickelt ha
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t. Besonders ungün-
stige Tendenzen zeigt aus der Sicht der latein-
amerikanischen Lieferländer die Rindfleisch-
einfuhr der Bundesrepublik Deutschland ). 
Im Jahre 1958 importierte die Bundesrepublik

19) Siehe hierzu J. Westphalen, Ein Jahrzehnt 
deutsch-iberoamerikanische Wirtschaftsbeziehun-
gen, in: Übersee-Rundschau, Februar 1969, Heft 2, 
S. 4 ff.

insgesamt 23 219 t Rindfleisch, von denen nur 
467 1 aus anderen EWG-Ländern, dagegen 
20 383 t aus Argentinien und 161 t aus Uru-
guay stammten. 1967 betrug der gesamte deut-
sche Rindfleischimport 133 994 t, davon 93 684 t 
aus anderen EWG-Ländern, 29 4591 aus Ar-
gentinien und 985 t aus Uruguay. Der gesamte 
Rindfleischimport der Bundesrepublik ist in der 
genannten Zeitspanne um rd. 480 °/o gestiegen, 
die deutsche Rindfleischeinfuhr aus Argen-
tinien und Uruguay dagegen nur um 46%. 
Die Ausweitung des deutschen Rindfleisch-
marktes ist also weitaus mehr den anderen 
EWG-Ländern als den Drittländern in Latein-
amerika zugute gekommen.

Die gemeinsame Agrarpolitik der EWG ist 
zwar nicht der einzige Faktor, der die Entwick-
lung des Imports lateinamerikanischer Agrar-
güter der gemäßigten Klimazone bestimmt. 
Hinzu kommen als weitere wesentliche Fak-
toren zum Beispiel die Produktionsentwicklung 
in den lateinamerikanischen Lieferländern und 
das Konkurrenzangebot aus Drittländern 
außerhalb Lateinamerikas. Dennoch ließe sich 
aber durch eine entsprechende Gestaltung der 
europäischen Agrarpolitik ein merklicher Bei-
trag zur Erhaltung und allmählichen Auswei-
tung der Absatzmärkte für lateinamerikani-
sche Agrargüter im EWG-Raum leisten. Das 
hat die Mitte vorigen Jahres vorgenommene 
Reduzierung der Abschöpfung für bestimmte 
Gefrierfleischsorten deutlich gezeigt: Der deut-
sche Rindfleischimport aus Argentinien zeigte 
daraufhin schon im letzten Quartal des vergan-
genen Jahres eine steigende Tendenz, die sich 
im ersten Vierteljahr 1969 noch verstärkt hat.



V. Die europäisch-afrikanische Assoziierung 
aus lateinamerikanischer Sicht

Ein weiterer neuralgischer Punkt in den ge-
genwärtigen Beziehungen zwischen der EWG 
und Lateinamerika ist die Begünstigung der 
assoziierten Länder in Afrika seitens der Ge-
meinschaft 20).  Jede neue Maßnahme der As-
soziierungspolitik der EWG findet in den la-
teinamerikanischen Drittländern ein kritisches 
Echo. Das gilt in besonderem Maße für die im 
Juli 1968 in Kinshasa geführten Vorgespräche 
bezüglich der am 19. Dezember 1968 in Brüssel 
aufgenommenen Verhandlungen über die Fort-
setzung der Assoziierungspolitik nach Ablauf 
des Assoziierungsabkommens von Jaunde am 
31. Mai 1969.

Ansatzpunkte
der lateinamerikanischen Kritik

Die Kritik der lateinamerikanischen Drittlän-
der an der Assoziierungspolitik fußt vornehm-
lich auf Artikel HO des EWG-Vertrages, der 
die Absicht der Mitgliedstaaten zum Ausdruck 
bringt, „durch die Schaffung einer Zollunion 
. . . im gemeinsamen Interesse zur harmoni-
schen Entwicklung des Welthandels ... bei-
zutragen". Die Begünstigung der assoziierten 
Länder in Afrika durch Zollpräferenzen, so 
wird in Lateinamerika argumentiert, könne 
nicht ohne Wirkung auf die internationalen 
Handelsströme, insbesondere den EWG-Import 
von tropischen Agrarprodukten, bleiben und 
stehe mithin im Widerspruch zu der in Arti-
kel 110 zum Ausdruck gebrachten Absicht der 
Gemeinschaft.

Ein weiterer Anlaß zu heftiger Kritik seitens 
der lateinamerikanischen Drittländer ist die 
Erweiterung des Kreises der assoziierten Län-
der. Offenbar hatte sich in lateinamerikani-
schen Fachkreisen die Vorstellung festgesetzt, 
daß Artikel 131 des EWG-Vertrages gewisser-
maßen als „numerus clausus" für die für eine 
Assoziierung in Betracht kommenden Länder 
zu gelten habe. Nach Artikel 131 sollen „die 
außereuropäischen Länder und Hoheitsgebiete, 
die mit Belgien, Frankreich, Italien und den 
Niederlanden besondere Beziehungen unter-
halten", der Gemeinschaft assoziiert werden. 

In der Tat waren die sogenannten Alt-Asso-
ziierten ausnahmslos Länder, die zu einem 
Mitgliedstaat der EWG „besondere Beziehun-
gen" unterhielten, das heißt in einem Abhän-
gigkeitsverhältnis irgendeiner Art entweder 
gestanden hatten oder im Zeitpunkt des In-
krafttretens des ersten Assoziierungsabkom-
mens noch standen.
Anläßlich der Unterzeichnung des Assozi-
ierungsabkommens in Jaunde am 20. Juli 1963 
wurde sodann aber seitens der EWG die Ab-
sicht erklärt, mit weiteren Drittländern über 
die Herstellung engerer Beziehungen zu ver-
handeln. Als erstes Commonwealth-Land 
schloß im Juli 1966 Nigeria ein Assoziierungs-
abkommen besonderer Art mit der Gemein-
schaft, im Juli 1968 folgten die ebenfalls zum 
Commonwealth of Nations gehörenden ost-
afrikanischen Länder Kenia, Uganda und Tan-
sania, und Ende März 1969 wurden nach jahre-
langen Vorgesprächen Assoziierungsverträge 
zwischen der EWG und den Maghreb-Ländern 
Tunesien und Marokko unterzeichnet 21).

20) Siehe hierzu J. Westphalen, Die europäisch-
afrikanische Assoziierung und die lateinamerikani-
schen Drittländer, in: Verfassung und Recht in 
Übersee, 1. Quartal 1969, 1. Heft, S. 77 ff.

21) Die Verträge mit allen hier genannten neu-
assoziierten Ländern sind noch nicht in Kraft ge-
treten, da in verschiedenen am Vertragsschluß be-
teiligten Staaten die Ratifizierung noch aussteht.

Die Resonanz, die die Assoziierung als In-
strument der EWG-Außenpolitik in Latein-
amerika fand, hat sich mit der Ausdehnung 
des Kreises der assoziierten Länder über die 
sogenannten „Assoziierten der ersten Stunde" 
hinaus grundlegend geändert. Während sich 
objektive lateinamerikanische Kreise von An-
fang an bemüht zeigten, für die nach Arti-
kel 131 des EWG-Vertrages geschlossenen As-
soziierungsabkommen Verständnis aufzubrin-
gen, zumal diese Vereinbarungen als Ausdruck 
besonderen Verantwortungsbewußtseins be-
stimmter EWG-Mitgliedsländer gegenüber ih-
ren ehemaligen Einflußgebieten in Afrika an-
gesehen werden können, lösten alle späteren 
Assoziierungsverhandlungen in Lateinameri-
ka, und zwar insonderheit in den Kaffee und 
Kakao produzierenden lateinamerikanischen 
Ländern, starke Kritik aus.

Als jüngste bedeutsame Stellungnahme aus 
Lateinamerika zur Assoziierungspolitik der 
EWG sei die Verlautbarung einer Minister-
konferenz zitiert, die Ende Juni 1968 in Santo 
Domingo stattfand. Diese von der Comisiön



Especial de Coordinacin Latinoamericana 
(CECLA) einberufene Konferenz befaßte sich 
sowohl mit Grundsatzfragen der europäisch-
afrikanischen Assoziierung als auch mit dem 
damals im Endstadium der Vorverhandlungen 
befindlichen Assoziierungsabkommen mit Ke-
nia, Uganda und Tansania. In einer von der 
CECLA herausgegebenen Resolution wird be-
sonders hervorgehoben, daß die Kritik Latein-
amerikas an der europäisch-afrikanischen As-
soziierung keinesfalls gleichgestellt werden 
dürfe mit einer Opposition gegen die Bemü-
hungen der EWG um die wirtschaftliche Ent-
wicklung der assoziierten Länder in Afrika. 
Jedoch dürfe sich, wie es in der Resolution 
heißt, die Assoziierungspolitik keiner Maß-
nahmen der Handelsdiskriminierung zum 
Nachteil Lateinamerikas bedienen. Ferner wird 
zu Recht auf die Schwierigkeiten hingewiesen, 
die sich aus der Beibehaltung regional be-
grenzter Zollpräferenzen für die Schaffung 
eines allgemeinen, weltweiten Präferenzen-
systems zugunsten aller Entwicklungsländer 
gemäß den Beschlüssen der letzten Welthan-
delskonferenz ergeben müssen.

Rechtliche Grundlagen 
der Neu-Assoziierung

Der lateinamerikanischen Kritik kann indessen 
entgegengehalten werden, daß weder eine 
überdurchschnittliche Steigerung des Waren-
verkehrs innerhalb des Kreises der Mitglieds-
und assoziierten Länder noch die Ausdehnung 
der Assoziierung über den in Artikel 131 ab-
gegrenzten Länderkreis hinaus im Wider-
spruch zu den rechtlichen Grundlagen der Ge-
meinschaft steht.

In aller Deutlichkeit bringt Artikel 131 des 
EWG-Vertrages in seinem zweiten Absatz 
zum Ausdruck, daß „die Assoziierung in erster 
Linie den Interessen der Einwohner dieser 
(assoziierten) Länder und Hoheitsgebiete die-
nen und ihren Wohlstand fördern" soll. Dar-
aus ergibt sich, daß eine Bevorzugung der 
Assoziierten seitens der EWG beabsichtigt ist 
und als vereinbar mit dem Wortlaut des Arti-
kels 110 angesehen wird. Als „harmonische 
Entwicklung des Welthandels" ist mithin nicht 
die starre Beibehaltung der vor Gründung 
der EWG gegebenen regionalen Aufteilung 
des Gesamtimports der sechs EWG-Länder zu 
verstehen, sondern lediglich die Vermeidung 
einer ausgesprochen disharmonischen Weiter-
entwicklung des internationalen Güteraustau-
sches.

Die Ausweitung des Kreises der assoziierten 
Länder ist ausdrücklich in Artikel 238 des 
EWG-Vertrages und Artikel 58 des Jaunde-
Abkommens vorgesehen. In Artikel 238 des 
EWG-Vertrages heißt es, daß „die Gemein-
schaft . . . mit einem dritten Staat, einer Staa-
tenverbindung oder einer internationalen Or-
ganisation Abkommen schließen (kann), die 
eine Assoziierung ,., herstellen", und Arti-
kel 58 des Abkommens von Jaunde spricht 
von der möglichen Assoziierung von Staaten, 
deren „Wirtschaftsstruktur und Produktion 
mit denen der assoziierten Staaten vergleich-
bar sind". In beiden Artikeln ist von einer 
Beschränkung der Assoziierungspolitik auf 
Staaten mit besonderen Beziehungen zu einem 
der sechs Mitgliedsländer nicht die Rede.

Was sagt die Statistik?

Einwände gegen die lateinamerikanische Kri-
tik an der Assoziierungspolitik lassen sich 
aber auch aus den Außenhandelsergebnissen 
der letzten Jahre herleiten. Ernsthafte Störun-
gen der harmonischen Entwicklung des Welt-
handels sind bisher von der Assoziierung nicht 
ausgegangen und für die überschaubare Zu-
kunft wohl auch kaum zu befürchten. Es er-
scheint zwar unmöglich, den Einfluß der Zoll-
präferenzen für tropische Agrarprodukte aus 
assoziierten afrikanischen Ländern auf den 
Import der sechs EWG-Länder exakt zu ermit-
teln; sicherlich haben die Zollvorteile im afri-
kanisch-lateinamerikanischen Wettbewerb zu-
gunsten der assoziierten Länder in Afrika ge-
wirkt, wie es ihr Zweck ist; ebenso sicher ist 
es aber auch, daß eine ausgesprochen dishar-
monische Entwicklung der EWG-Einfuhr von 
Kaffee, Bananen, Kakao und anderen tropi-
schen Erzeugnissen aus Lateinamerika als 
Folge der Assoziierungspolitik bisher nicht zu 
beobachten war.

Der Kaffeeimport der EWG aus Lateinamerika 
ist bis 1965 gestiegen und hält sich seither auf 
nahezu unverändertem Niveau; 1967 machte 
er 59,5 0/0 vom gesamten Kaffeeimport der EWG 
aus. Die Einfuhr von Bananen aus Latein-
amerika erreichte 1967 weit mehr als das 
Doppelte des Wertes von 1958; im Jahre 1967 
entfielen 55 0/0 der gesamten Bananeneinfuhr 
der EWG auf lateinamerikanische Lieferlän-
der.

Hinsichtlich der in Zukunft zu erwartenden 
Wirkungen der Assoziierung ist es bedeutsam,



daß sowohl das mit Nigeria als auch das mit 
Kenia, Uganda und Tansania unterzeichnete 
Assoziierungsabkommen Vorschriften enthal-
ten, die der Vermeidung von größeren Struk-
turänderungen im internationalen Handel die-
nen sollen. So schreibt zum Beispiel das am 
27. Juli 1968 in Arusha mit den genannten drei 
ostafrikanischen Ländern unterzeichnete Ab-
kommen vor, daß die Zollfreiheit für Kaffee-
einfuhr aus Kenia, Uganda und Tansania auf 
die Menge beschränkt bleiben soll, die der 
jährlichen Durchschnittseinfuhr der Gemein-
schaft aus diesen Ländern in den dem Ver-
tragsschluß vorausgegangenen drei Jahren 
entspricht. Diese Bestimmung bezweckt den 
Schutz wirtschaftlicher Interessen anderer as-
soziierter Länder, sie begünstigt aber gleich-
zeitig auch die lateinamerikanischen Kaffee-
länder.

Der wohl überzeugendste Beweis dafür, daß 
die europäisch-afrikanische Assoziierung bis-
her zu keiner nennenswerten Diskriminierung 
Lateinamerikas geführt hat, ergibt sich aus 
einer Gegenüberstellung des EWG-Außenhan-
dels mit den assoziierten Ländern und den 
lateinamerikanischen Ländern, wie sie in Ta-
belle 4 enthalten ist. In der Zeit von 1958 bis 
1967 verringerte sich Lateinamerikas Anteil 

am EWG-Import von 10,2 °/o auf 8,9 °/o, der 
Anteil der assoziierten Länder aber von 5,6 °/o 
auf 4,2 °/o. Beide Ländergruppen haben also als 
Lieferanten der Gemeinschaft an Bedeutung 
verloren, aber die assoziierten Länder noch 
mehr als die lateinamerikanischen. In dersel-
ben Zeitspanne stieg der Gesamtexport Latein-
amerikas in den EWG-Raum um 66 °/o, der-
jenige der assoziierten Länder um 43 °/o. Diese 
Zahlen erscheinen kaum geeignet, die Ver-
mutung einer durch die Assoziierungspolitik 
der EWG verursachten Diskriminierung des 
lateinamerikanischen Subkontinents aufkom-
men zu lassen.

Dagegen erscheint aber das auch in der zitier-
ten CECLA-Resolution verwendete Argument 
stichhaltig, nach dem die Gewährung von Zoll-
präferenzen an eine begrenzte Gruppe von 
Ländern unvereinbar ist mit dem Streben nach 
einem weltweiten Präferenzensystem zugun-
sten der Gesamtheit der Entwicklungsländer. 
Angesichts der Bemühungen der Welthandels-
konferenz um eine weltweite Lösung der Pro-
bleme des internationalen Handels mutet der 
Abschluß von Freihandelsvereinbarungen zwi-
schen der EWG und einzelnen afrikanischen 
Entwicklungsländern in der Tat anachroni-
stisch an.

Wenn es in den vergangenen Jahren zu einer 
Belastung des Verhältnisses zwischen der 
EWG und Lateinamerika gekommen ist, so ist 
das nur zum Teil auf reale Auswirkungen der 
europäischen Integration zum Nachteil Latein-
amerikas zurückzuführen, zum wohl ebenso 
großen Teil aber auf Mißverständnisse in 
Lateinamerika und auf die besonders in den 
ersten Jahren nach Gründung der Gemein-
schaft nicht immer ausreichenden europäischen 
Bemühungen, den lateinamerikanischen Part-

VI. Zusammenfassung

nerländern Klarheit über die konkreten Ziele 
der Integrationspolitik zu vermitteln. Mit be-
merkenswerter Selbstkritik sagte der Präsi-
dent der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften, Jean Rey, in einer am 11. Juli 
1968 in Hamburg gehaltenen Rede22 ): „Seit 
Jahren sind wir im Gespräch mit den latein-

22) J. Rey, Die Rolle und die Verantwortlichkeiten 
der Gemeinschaft in der Welt, in: Der Übersee-
Club Hamburg. Mitteilungen (Juli 1968), S. 5 ff.



amerikanischen Ländern. ... Wir haben uns 
regelmäßig mit den Botschaftern zu Gesprä-
chen getroffen. Wir haben vor allem versucht, 
in der Kennedy-Runde etwas zu tun. Es war 
nicht ohne Erfolg, aber es war bescheiden, 
ganz bescheiden. ... Die Zeit ist m. E. gekom-
men, wieder in direkten Kontakten mit den 
lateinamerikanischen Staaten zu einem besse-
ren Zusammenwirken zwischen ihnen und der 
Gemeinschaft zu kommen."

Im Hinblick auf die künftige Gestaltung der 
europäisch-lateinamerikanischen Beziehungen 
sollen abschließend die folgenden Ergebnisse 
des vorstehenden Gedankenganges noch ein-
mal herausgestellt werden:

1. Es erscheint notwendig, von europäischer 
Seite darauf hinzuwirken, daß die EWG in 
Lateinamerika nicht allein an wirtschaftlichen 
Maßstäben gemessen wird. Mit der europä-
ischen Integration werden über die wirtschaft-
lichen Zielsetzungen hinaus weltpolitische 
Ziele angestrebt; insbesondere soll der Zu-
sammenschluß der sechs europäischen Indu-
strieländer der Herstellung und Sicherung des 
Weltfriedens dienen, also der Erreichung eines 
politischen Zieles, an dem auch die latein-
amerikanischen Länder in hohem Maße inter-
essiert sind.

2. Ferner erscheint es wünschenswert und 
dem besseren Verständnis der europäischen 
Integration dienlich, daß man in Lateinamerika 
die EWG weniger als eine isolierte Erschei-
nung denn als einen Teilvorgang der weltwei-
ten Entwicklung zur Entstehung größerer poli-
tischer und wirtschaftlicher Räume betrachtet 
und beurteilt. Andere Teilprozesse dieser Ent-
wicklung sind die Schaffung der Europäischen 
Freihandelszone (EFTA), der Lateinamerikani-
schen Freihandelszone (ALALC), des Gemein-
samen Marktes in Zentralamerika, aber auch 
das Zusammenwirken der Ostblockländer im 
Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (COME-
CON) und die beginnenden Integrationsbemü-
hungen im afrikanischen Kontinent.

3. Der lateinamerikanischen Kritik an den 
wirtschaftlichen Auswirkungen der EWG kann 
und soll von europäischer Seite entgegenge-
halten werden, daß die Entstehung eines gro-
ßen westeuropäischen Marktes erhöhte Ab-
satzchancen auch für lateinamerikanische Pro-
dukte zur Folge gehabt hat. Zu Recht wird 
zwar von lateinamerikanischer Seite auf den 
schwindenden Anteil Lateinamerikas am Ge-
samtimport der Gemeinschaft hingewiesen; 
das ist jedoch kein spezifisch lateinamerikani-

sches Problem, sondern vielmehr eine die 
Mehrzahl aller Entwicklungsländer benachtei-
ligende Entwicklung, die wirksame Gegen-
maßnahmen nicht nur seitens der EWG, son-
dern seitens der Gesamtheit der Industrielän-
der erfordert.

4. Die Assoziierungspolitik hat bisher zu kei-
ner nennenswerten Diskriminierung Latein-
amerikas geführt. Die lateinamerikanische Kri-
tik an der europäisch-afrikanischen Assozi-
ierung ist mithin vornehmlich psychologisch 
zu erklären. Zum Teil erklärt sie sich aus dem 
Bestreben Lateinamerikas, eine allzu starke 
wirtschaftliche Orientierung auf die USA durch 
Ausbau der Kontakte mit Westeuropa zu ver-
hindern, zum Teil aber sicherlich auch aus den 
in Europa immer wieder geäußerten Beteue-
rungen der historisch gewachsenen europäisch-
lateinamerikanischen Freundschaft, die sich 
aus lateinamerikanischer Sicht mit einer Aus-
richtung der EWG auf die afrikanischen Ent-
wicklungsländer schlecht in Einklang bringen 
läßt.

5. Um einer lateinamerikanischen Kritik an 
der Assoziierungspolitik der EWG wirksam 
zu begegnen, erscheint es erforderlich, daß 
seitens der EWG-Kommission der direkte Kon-
takt zu den Regierungen der lateinamerikani-
schen Länder ausgenommen und auf höchster 
Ebene das Gespräch über die Lateinamerika 
interessierenden Aspekte der europäischen 
Integrationspolitik gesucht wird. Insbesondere 
erscheint es angebracht, alle auf dem Gebiet 
der Assoziierungspolitik bestehenden Absich-
ten den lateinamerikanischen Regierungen 
und, wenn möglich, auch einer weiteren Öf-
fentlichkeit in den lateinamerikanischen Län-
dern darzulegen, um damit der Entstehung 
neuer Vorurteile und psychologischer Bela-
stungen der europäisch-lateinamerikanischen 
Beziehungen vorzubeugen. In diesem Zusam-
menhang ist das im November 1968 von der 
Regierung Italiens der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften vorgelegte Memo-
randum, in dem „die Ausarbeitung eines orga-
nischen Programms für die Wirtschaftspolitik 
gegenüber den lateinamerikanischen Ländern" 
gefordert wird, als beispielhafte Initiative zu 
erwähnen.

6. Etwaigen wirtschaftlichen Auswirkungen 
der Assoziierungspolitik auf Lateinamerika 
sollten dadurch immer engere Grenzen gesetzt 
werden, daß die Außenzölle der Gemeinschaft 
konsequent weiter abgebaut und damit die 



Präferenzmarge für tropische Produkte immer 
weiter verringert wird. Ein solches Vorgehen 
der EWG wäre gleichzeitig geeignet, den be-
stehenden Widerspruch zwischen der Gewäh-
rung von Zollpräferenzen an die assoziierten 
Länder und dem von der Welthandelskonfe-
renz vorgeschlagenen weltweiten Präferenzen-
system allmählich aufzulösen.

7. Als neuralgischer Punkt der europäisch-
lateinamerikanischen Beziehungen bleibt 
schließlich die gemeinsame Agrarpolitik der 
EWG. Die bisher feststellbaren Wirkungen 

dieser Politik auf den Außenhandel mit Dritt-
ländern sowie auch ihre Wirkungslosigkeit 
hinsichtlich der erforderlichen Modernisierung 
der Struktur der westeuropäischen Landwirt-
schaft berechtigen zu der Frage, ob nicht doch 
— entgegen der Meinung von Mansholt — 
eine grundsätzliche Änderung des Systems 
der Marktordnungen unumgänglich sein wird. 
Es ist dringend zu wünschen, daß bei der 
Diskussion um die Neugestaltung der gemein-
samen Agrarpolitik auch die berechtigten Be-
lange der lateinamerikanischen Drittländer an-
gemessene Berücksichtigung finden.



Bernd V. Dreesmann

Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen

In den letzten zwei Jahren hat sich die Hal-
tung der deutschen Bevölkerung zur Entwick-
lungshilfe — vorwiegend wohl infolge ver-
stärkter Informationstätigkeit — verändert.

Zwar zeigt die Tatsache, daß die Hilfsmaßnah-
men für die Länder der Dritten Welt bei Mei-
nungsumfragen nach den wichtigsten Staats-
aufgaben noch immer mit Abstand das Schluß-
licht bilden, wie wenig die Bevölkerung in 
ihrer Gesamtheit von den Argumenten der 
Politiker und der Wissenschaftler berührt 
wurde. Auf der anderen Seite hat die verbes-
serte Unterrichtung aber dazu beigetragen, die 
Meinungsbildung der interessierten Bürger 
differenzierter zu gestalten. In diesem Teil der 
Bevölkerung geht es heute nicht mehr um die 
Frage, ob Entwicklungshilfe geleistet werden 
soll oder nicht. Hier steht das Problem im Vor-
dergrund, wie die Hilfe gegeben werden soll, 
z. B. als

— staatliche Hilfe
— private Hilfe mit staatlicher Garantie
— bilaterale Hilfe
— multilaterale Hilfe.

Da niemand sagen kann, welcher der mögli-
chen Wege mit absoluter Sicherheit zum rich-
tigen Ziel führen wird, sind die Bewertungen 
der einzelnen Hilfsformen ebenso unterschied-
lich wie die Motive der Geberländer. Allein 
die möglichen Kombinationen der drei am 
häufigsten genannten Motive

— Wohltätigkeit
— Erwerbsstreben
— Politik
mit den wohl wichtigsten Zwecken der 
wicklungshilfe, nämlich

— Linderung akuter Notlagen
— Förderung der Produktionsfähigkeit
— Reform der sozialen Schichtungsstrukturen 

zeigen, wie leicht sich voneinander abwei-
chende und kontroverse Auffassungen bilden 
können.

Zu den in jüngster Zeit am lebhaftesten disku-
tierten Aspekten der Entwicklungshilfe gehört 
die Frage, ob die bilaterale oder die multilate-
rale Hilfe Vorrang haben bzw. behalten müsse. 

Die Antwort läßt sich für die Praxis keines-
wegs so einfach finden, wie sich dies aufgrund 
theoretischer Abhandlungen vermuten ließe. 
Zwar besticht das Hauptargument der Befür-
worter der multilateralen Hilfe, daß durch sie 
leichter das Ideal einer Entpolitisierung und 
vollkommenen Versachlichung zu erreichen 
sei, aber diese — an sich sympathische — Fest-
stellung darf nicht vergessen lassen, daß die 
Gebenrländer nicht eine harmonische Gemein-
schaft bilden. Klar umrissene Unterschiede in 
der politischen Interessenlage, der wirtschaft-
lichen Verflechtung und der sozialen Einstel-
lung lassen die Verwirklichung einer „reinen 
multilateralen Lehre" wohl kaum zu. Die wirt-
schaftlichen und praktischen Vorteile, die die 
bilaterale Form der Entwicklungshilfe bietet, 
hat dazu beigetragen, ihr ein deutliches Über-
gewicht zu geben. Die von der Bundesregie-
rung finanzierten Hilfsmaßnahmen zugunsten 
der Entwicklungsländer fallen z. B. zu 80 Pro-
zent in den bilateralen Bereich. Damit liegt 
die Bundesrepublik jedoch noch über dem 
internationalen Durchschnitt. Die staatliche 
Hilfe, die z. B. die 16 Mitgliedsländer des 
Development Assistance Committee (DAC) 
(vgl. Anhang 1) der OECD im Jahre 1967 in 
Höhe von 6,977 Mrd. Dollar aufbrachten, teilte 
sich in 6,213 Mrd. Dollar bilaterale und 0,764 
Mrd. Dollar multilaterale Hilfe auf.

Nimmt man die 4,329 Mrd. Dollar privater 
Hilfe aus diesen Ländern hinzu, verschlechtert 
sich das Verhältnis noch weiter.
4,023 Mrd. Dollar werden hier bilateral, 0,306 
Mrd. Dollar multilateral vergeben, so daß im 
Gesamtergebnis die Hilfe dieser Geberländer, 
die über 90 Prozent der Entwicklungshilfe 
überhaupt ausbringen, sich wie 10 : 1 zugun-
sten der bilateralen Hilfe verteilt.
Angesichts dieser Umstände kann es nicht ver-
wundern, wenn auch in der öffentlichen Mei-
nung die bilaterale Hilfe günstiger beurteilt 
wird. Den Verwaltern der multilateralen Hilfe 
— den internationalen Organisationen — 
hängt meistens ein Hauch von immobiler Büro-
kratie und kostspieliger Verwaltung an. Da 
sie selten die Mittel haben, weltweite Öffent-
lichkeitsarbeit zu betreiben, sind sie gegen-
über der „bilateralen Konkurrenz" in einer 
wenig günstigen Lage.



Es ist daher nicht nur ein Gebot der Fairneß, 
sich mit der Arbeit der internationalen Organi-
sationen zu beschäftigen, sondern meistens 
ergeben sich dabei auch Gesichtspunkte, die 
ein erneutes überdenken des Problems nahe-
legen.

Als Beispiel soll im folgenden die Arbeit einer 
internationalen Organisation vorgestellt wer-
den, deren Existenz auch dem interessierten 
Laien kaum bewußt ist.

Das „Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen" hat zwar von der gesamten Ent-
wicklungshilfe der westlichen Welt in den 
Jahren 1960—1968 in Höhe von fast 90 Mrd. 
Dollar nur eine Milliarde Dollar erhalten und 
für Entwicklungszwecke weitergegeben, jedoch 
im wahrsten Sinne des Wortes „mit diesem 
Pfunde gewuchert". Der Effekt dieser Arbeit 
hat zu einer Vervielfachung des geleisteten 
Einsatzes geführt.

Das Entwicklungsprogramm

Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen/United Nations Development Pro-
gramme (UNDP) besteht aus zwei Teilen, näm-
lich dem Erweiterten Programm für Technische 
Hilfe/Expanded Programme of Technical As-
sistance (EPTA) und dem Sonderfond/Special 
Fund (SF 1) ).
1. Das Erweiterte Programm für Technische 
Hilfe wurde 1949 aufgrund einer Resolution 
des Wirtschafts- und Sozialrates (ECOSOC) 
der Vereinten Nationen 

2

als Gemeinschafts-
aktion der Vereinten Nationen und verschie-
dener Sonderorganisationen geschaffen ).
Mit dem Erweiterten Programm sollte den 
Vereinten Nationen und ihren Sonderorgani-
sationen Gelegenheit gegeben werden, ihre 
geringe Beratungstätigkeit in den Entwick-
lungsländern zu verstärken, da die Vermitt-
lung von Wissen und Erfahrung gerade in den 
Anfangsjahren der Entwicklungshilfe eine un-
abdingbare Voraussetzung für einen sinnvol-
len Einsatz der Unterstützung durch die Indu-
striestaaten war.
Eine Besonderheit der mit EPTA-Mitteln finan-
zierten Projekte sind daher auch noch heute 
die geringen Kosten; ihre Größenordnung liegt 
jährlich zwischen 10 000 und 30 000 Dollar.
2. Der Sonderfonds wurde aufgrund eines Be-
schlusses der UN-Vollversammlung vom Ok-
tober 1958 g
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eschaffen und nahm am 1. Januar 

1959 seine Tätigkeit auf ).
In den zehn Jahren seines Bestehens hat er in 
einem erheblichen Maße zum wirtschaftlichen

1) United Nations Development Programme, What 
it is — What it does — How it works, engl. Falt-
blatt, 16. Febr. 1967.
2) Handbuch der Entwicklungshilfe, III A 52, 
Lieferung, März 1963, S. 1 ff.
3) Handbuch der Entwicklungshilfe, III A 50, 
Lieferung, August 1965, S. 1 ff. 

und sozialen Fortschritt vieler Entwicklungs-
länder beigetragen.

Da der Sonderfonds als Ergänzung des EPTA 
geschaffen wurde, soll er insbesondere dessen 
Projekte, soweit sie die Größenordnung haben, 
die über den EPTA-Rahmen hinausgehen, fi-
nanzieren bzw. in der Durchführung betreuen. 
Als Instrument der Technischen Hilfe der Ver-
einten Nationen hat der Sonderfonds seither 
eine führende Stellung im Bereich der sog. 
Pre-Investment-Untersuchungen erlangt. Arti-
kel II der Satzung des Sonderfonds bestimmt, 
daß die SF-Mittel zur Entwicklung der Hilfs-
quellen des Empfängerlandes verwandt wer-
den sollen, wobei folgende Bereiche Vorrang 
erhalten:

1. Arbeitskräftepotential
2. Industrie, unter Einschluß von Handwerk 

und Heimindustrie
3. Landwirtschaft
4. Transport- und Nachrichtenwesen
5. Bauwesen, einschließlich des Wohnungs-

baus
6. Gesundheitswesen
7. Erziehung
8. Öffentliche Verwaltung, einschließlich Sta-

tistik.

Weiterhin heißt es in der Satzung des Sonder-
fonds, daß sich die geförderten Maßnahmen 
vor allem auf Untersuchungen, Aufnahmen 
und Vermessungen sowie Forschung und Aus-
bildung erstrecken sollen, wobei die einzelnen 
Projekte Demonstrations- und Versuchscharak-
ter haben müssen. Die genannten Maßnahmen 
sollen durch die Entsendung von Fachkräften, 
durch die Versorgung mit Material und Aus-
rüstungsgegenständen ebenso wie durch die 
Errichtung von Instituten, Demonstrationszen-
tren, Betriebsanlagen oder Musterwerken er-



gänzt werden. Wenn sich dies als sinnvoll 
oder notwendig erweist, können zur Förderung 
einzelner Projekte auch Stipendien zur Aus-
und Fortbildung gegeben werden.
Die Projekte des Sonderfonds haben eine Grö-
ßenordnung von 100 000 bis 300 000 Dollar 
jährlich.
Erweitertes Programm für Technische Hilfe 
und Sonderfonds vereinigte die UN-Vollver-
sammlung durch einen Beschluß vom 22. 11. 
196
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5 (Mobilisation for Progress) zum Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP) ).
Die neue Organisation nahm am 1. 1. 1966 
ihre Arbeit auf. Direktor (Administrator) des 
Programms ist Paul G. Floffman, der zuvor 
Leiter des Sonderfonds war und in der Bundes-
republik Deutschland als Direktor des Mar-
shallplans bekannt wurde. Der frühere EPTA-
Chef David Owen (Großbritannien) ist Hoff-
mans Stellvertreter. Weitere leitende Positio-
nen nehmen ein 5):

4) Handbuch der Entwicklungshilfe, III A 
Lieferung, Oktober 1966, S. 1.
5) A Report on the Growth in the 
Work of the UNDP, 1968, engl. Broschüre, 3. 
Schlagseite.

6) Deutschsprachiges Merkblatt 1968, S. 3.
7) Die Bundesrepublik Deutschland und die Ver-
einten Nationen, v. Heinz Dröge, Fritz Münch, 
Ellinor v. Puttkammer, München 1966, S. 116.
8) The United Nations Development Programme, 
A Note on the Range and Results of its Activities 
1968, engl. Broschüre, S. 4.

Roberto Heurtematte (Panama), Beigeordneter 
Direktor
Karol Kraczekiewicz (Polen), Beigeordneter 
Direktor
Myer Cohen (USA), Leiter der Abteilung Pla-
nung und Projektdurchführung
Rajendra Coomasaraswany (Ceylon), Leiter 
der Abteilung für Auswärtige Beziehungen, 
Evaluierung (Auswertung) und Berichtswesen 
Paul-Marc Henry (Frankreich), Stellvertreten-
der Leiter der Abteilung für Planung und Pro-
jektdurchführung.
Während in der Verwaltungszentrale des 
UNDP in New York keine leitende Stelle mit 
einem Deutschen besetzt ist, werden die Stel-
lung des UNDP-Vertreters (Resident Repre-
sentative) im Sudan sowie die Posten der 
stellvertretenden UNDP-Vertreter (Deputy Re-

sident Representative) in Chile, Bolivien, Kenia 
und Ghana von deutschen Staatsbürgern wahr-
genommen 6).

Die Bundesregierung ist z. Z. auch Mitglied 
im UNDP-Verwaltungsrat (Governing Coun-
cil), der 37 Sitze zählt.

Die Behauptung, „die Technischen Hilfspro-
gramme der Vereinten Nationen" seien „viel-
leicht der sichtbarste Ausdruck der Existenz 
einer .Familie der Vereinten Nationen', weil 
wirklich jedes einzelne Vorhaben das Produkt 
engster Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedensten Gliedern dieses vielschichtigen 
Organismus ist" 7), ist zutreffend. Denn das 
UNDP bedient sich bei der Durchführung sei-
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ner Projekte in erster Linie der Sonderorgani-
sationen und Ständigen Organe der Vereinten 
Nationen. Im Jahre 1967 waren dies ):

1. Internationale Arbeitsorganisation (ILO)
2. Organisation der Vereinten Nationen für 

Ernährung und Landwirtschaft (FAO)
3. Organisation der Vereinten Nationen für 

Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(UNESCO)

4. Weltgesundheitsorganisation (WHO)
5. Internationale Bank für Wiederaufbau 

und Entwicklung (Weltbank, IBRD)
6. Internationale Organisation für Zivilluft-

fahrt (ICAO)
7. Internationaler Fernmeldeverein (ITU)
8. Meteorologische Weltorganisation (WMO)
9. Internationale Atomenergie-Organisation 

(IAEA)
10. Weltpostverein (UPU)
11. Zwischenstaatliche Beratende Organisa-

tion für die Seeschiffahrt (IMCO)
12. Organisation der Vereinten Nationen für 

industrielle Entwicklung (UNIDO).

Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen bestritt in den Jahren nach seiner Grün-
dung bis 1967 Ausgaben in Höhe von 871 Mio 
Dollar. 1968 haben die Gesamtausgaben die

Die bisherige Entwicklung des UNDP

1 Mrd.-Dollar-Grenze überschritten. Der größte 
Teil der Leistungen in Höhe von 530 Mio Dol-
lar erstreckte sich im Zeitraum von 1950 bis 
1967 auf EPTA-Projekte.



In der ersten Hälfte der fünfziger Jahre betru-
gen die jährlichen Leistungen für Technische 
Hilfe im Durchschnitt etwas mehr als 10 Mio 
Dollar. Zehn Jahre später hatten sie sich auf an-
nähernd 40 Mio Dollar pro Jahr erhöht und lie-
gen gegenwärtig bei über 50 Mio Dollar pro 
Jahr. Die im Jahre 1960 einsetzenden Sonder-
fondsleistungen erfuhren einen noch stärkeren 
Anstieg. Während der ersten Hälfte der sechzi-
ger Jahre lagen die durchschnittlichen Leistun-
gen pro Jahr für diese Projekte etwas unter 
25 Mio Dollar, stiegen dann auf 75 Mio Dollar 
und näherten sich 1967 der 100 Mio-Dollar-
Grenze.
Innerhalb der letzten Jahre haben sich die 
Sonderfondsleistungen jährlich um 25 Pro-
zent erhöht (vgl. Tabelle 1). Die Gesamtausga-
ben für Sonderfonds-Projekte betrugen Ende 
1967 341 Mio Dollar. Addiert man zu den Ge-
samtleistungen des UNDP in Höhe von 871 Mio 
Dollar die geschätzte Summe von 790 Mio 
Dollar der Partnerschaftshilfe, die bereits von 
den Empfängerländern geleistet wurde, und 
ca. 126 Mio Dollar assoziierte Hilfeleistungen 
der ausführenden und beteiligten Sonder-
organisationen für die Sonderfonds-Projekte 
hinzu, beläuft sich die endgültige Gesamt-
summe aller in die UNDP-Programme bis 
Ende 1967 investierten Gelder auf über 1,75 
Mrd. Dollar. Ziele und Ausmaß der UNDP-Tä-
tigkeiten in der zweiten Hälfte der sechziger 
Jahre und während der siebziger Jahre sind 
u. a. von der Höhe der bereits für die Projekte 
bewilligten, jedoch noch nicht verausgabten 
Finanzmittel sowie dem Vertrauen der Geber-
länder abhängig, das sich in der Höhe der Bei-
träge widerspiegelt, die sie dem UNDP in Zu-
kunft zur Verfügung Stellen werden.
Die gegenwärtigen Abmachungen sehen eine 
im Abstand von zwei Jahren durchzuführende 
Programmplanung für die Technische Hilfe 
vor. Die Kosten des Programms für 1967—1968 
beliefen sich auf 120 Mio Dollar, wovon 51 Mio 
Dollar im Jahre 1967 verausgabt wurden. 
Aufgrund der neuen Abkommen für 1969 und 
die darauffolgenden Jahre können die Ent-
wicklungsländer EPTA-Projekte mit einer 
Laufzeit bis zu vier Jahren planen, obwohl die 
hierfür erforderliche Kapitalhilfe aufgrund 
jährlicher Planziele festgesetzt wird. Die Pla-
nung für Sonderfonds-Großvorhaben setzt wie-
derum voraus, daß die Mittel für die gesamte 
Laufzeit des Projektes bereits zum Zeitpunkt 
seiner Bewilligung bereitgestellt werden. Bis 
Ende 1967 beliefen sich die Projektaufwendun-
gen im Rahmen des Sonderfonds auf 344 Mio 
Dollar, wobei die Kosten für geplante bereits

bewilligte Projekte 763 Mio Dollar, also mehr 
als das Doppelte, ausmachten. Bis Ende 1967 
sind auf Beschluß des UNDP 778 Großvorha-
ben bewilligt worden. Von diesen sind 178 
bereits abgewickelt; 460 Projekte waren noch 
in der Durchführung begriffen, während 140 
auf ihre Implementierung vorbereitet wurden. 
Der Umfang des Programms wird durch die 
Höhe der freiwilligen, von Industrie- und Ent-
wicklungsländern zugesagten Beitragsleistun-
gen bestimmt. Im Jahre 1967 betrugen diese 
Zahlungen 172 Mio Dollar, 1968 183 Mio Dol-
lar aus 117 Ländern. Seit der Schaffung des 
UNDP bis Ende 1968 beliefen sich die Gesamt-
leistungen auf 1,442 Mrd. Dollar, wobei jedoch 
neun Zehntel der dem UNDP zugesagten Kapi-
talleistungen aus Industrieländern stammen 
(Tabelle 2). In den letzten Jahren belief sich 
die durchschnittliche Pro-Kopf-Beitragsleistung 
aus diesen Ländern auf etwa 14 US-Cent. Es 
bestand keine direkte Relation zwischen dem 
Pro-Kopf-Beitrag und dem Pro-Kopf-Einkom-
men.
Auch vor Beginn der zweiten Entwicklungs-
dekade wird der Bedarf der Entwicklungslän-
der an UNDP-Vorinvestitionshilfe und Techni-
scher Hilfe keineswegs mit den zu erwarten-
den Mitteln auch nur annähernd zu befriedi-



gen sein. Das Kapital, das das UNDP allein 
für die Deckung der Kosten der für 1968—1970 
geplanten Hilfeleistungen benötigt, wird auf 
annähernd 1,5 Mrd. Dollar geschätzt. Darüber 
hinaus werden Forderungen nach erhöhter 
Vorinvestitionshilfe in der zweiten Entwick-
lungsdekade noch weiter zunehmen, da alle 
Länder die Mindestwachstumsrate des Pro-
Kopf-Einkommens sowie den Ernährungsstan-

dard und den der Volksgesundheit und Volks-
bildung unter neuen Aspekten betrachten. Die 
Unterstützung der Regierungen im Hinblick 
auf den verstärkten Einsatz des UNDP wird 
von der Fähigkeit der Vereinten Nationen ab-
hängen, im Rahmen eines erweiterten Ent-
wicklungsprogramms Projekte abzuwickeln, 
die den echten Bedürfnissen der Entwicklungs-
länder Rechnung tragen.



Das UNDP im Jahre 1967

Im Jahre 1967 stellte das UNDP 143 Mio Dol-
lar zur Verfügung, um die Entwicklungsländer 
in erhöhtem Maße durch ausgedehnte Vor-
investitionshilfe und Technische Hilfe zu un-
terstützen. Diese Ausgaben wurden von der 
UNO und 12 Sonderorganisationen, die für die 
Durchführung des Programms zuständig sind, 
im Auftrage des UNDP getätigt. Die Mittel 
wurden für die Finanzierung von 522 großen 
und 2566 kleineren Entwicklungshilfeprojek-
ten verbraucht. Die Großvorhaben, die im 
Jahre 1967 fast zwei Drittel der gesamten Pro-

jekthilfe ausmachten, wurden aus dem Son-
derfonds finanziert. Die Mehrzahl der Projekte 
soll in einem Zeitraum von drei bis fünf Jah-
ren abgewickelt werden. Das restliche Drittel 
der Programm-Mittel wurde für EPTA-Pro-
jekte ausgegeben, deren Zahl, da ihre Kosten 
durchschnittlich nur ein Zehntel der SF-Vor-
haben betrugen, fast fünfmal so hoch ist 
wie die der Großprojekte. Die meisten EPTA-
Projekte sind mit den Vorhaben des Sonder-
fonds in irgendeiner Weise verbunden, sei es, 
daß sie diese vorbereiten, unterstützten oder 
im Rahmen der Projekt-Evaluierung ergänzen.

Wirtschaftssektoren und Tätigkeitsbereiche

Die genannten 3088 Projekte verfolgten das 
Ziel, in nicht weniger als 33 verschiedenen 
Wirtschaftsbereichen stärker als bisher Ar-
beitskräfte, Kapital und technologisches Wis-
sen zum Einsatz zu bringen, wobei 50 Prozent 
der Gesamtsumme (70 Mio Dollar) auf sieben 
dieser Bereiche entfielen (vgl. Tabelle 3). In 
der Reihenfolge ihrer Bedeutung waren das: 
allgemeine industrielle Entwicklung, Boden-
und Wassernutzung, Bergbau, Mehrzweckland-
wirtschaft, Verkehrswesen, Fertigungsunter-
nehmen, tierische Erzeugung und Veterinär-
medizin. Die restliche Summe wurde für Pro-
jekte anderer Sektoren wie Landwirtschaft, 
öffentliche Versorgungseinrichtungen (26 Mio 
Dollar), Wohnungswesen, Bauwesen und 
Regionalplanung, Multisektorale Projekte, Ge-
sundheitswesen, Bildungswesen und For-
schung, Sozialwesen, öffentliche Verwaltung 
und andere Dienste (47 Mio Dollar) verwen-
det. Besonderes Gewicht hatte in beiden Pro-
grammbereichen die Landwirtschaft. Der Son-
derfonds konzentrierte sich in der Hauptsache 
auf Boden- und Wassernutzungsprojekte so-
wie landwirtschaftliche Mehrzweckprojekte; 
die EPTA-Projekte hingegen verteilten sich 
sowohl auf die genannten als auch auf andere 
Sektoren der Landwirtschaft wie tierische und 
pflanzliche Produktion, Forstwirtschaft, Fische-
reiwesen und landwirtschaftliche Institutionen.

In anderen Bereichen konzentrierte sich die 
Tätigkeit des Sonderfonds auf industrielle und 
multisektorale Projekte; im EPTA-Bereich lag 
das Schwergewicht insbesondere auf den Sek-
toren Gesundheits- und Sozialwesen sowie 
öffentliche Verwaltung.

Die im Jahre 1967 in der Durchführung befind-
lichen Großprojekte können auch aus der Sicht 
der Tätigkeitsbereiche betrachtet werden. Bei 
etwa zwei Fünfteln dieser Projekte handelt 
es sich um Untersuchungen zur Bestimmung 
des in den Entwicklungsländern vorhandenen 
Potentials an natürlichen Hilfsmitteln, deren 
Erschließung im allgemeinen Kapitalanlagen 
erforderlich macht. Diese Projekte fielen fast 
ausnahmslos in die Bereiche Landwirtschaft, 
Industrie und öffentliche Versorgungseinrich-
tungen. Im gleichen Maße aber zielten die 
Sonderfondsprogramme auch auf die Schaf-
fung anderer grundlegender Voraussetzungen 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
ab: z. B. eine bessere Erschließung und Nut-
zung der menschlichen Reserven im Wege der 
Erziehung und Ausbildung. Angesichts der 
Tatsache, daß der Verbreitung und Anwen-
dung des technologischen Fortschritts in den 
Entwicklungsländern wachsende Bedeutung 
beigemessen wird, entfiel ein Fünftel der 
UNDP-Großvorhaben im Jahre 1967 auf das 
Gebiet der angewandten Forschung.



Anmerkung: Ein geringer, schwer klassifizierbarer Teil der Kosten für Technische Hilfe-Projekte 
erscheint nicht in dieser Tabelle.



Lelslungen

Die bedeutendste Leistung des UNDP bestand 
in der Schaffung von Expertendiensten. Im 
Jahre 1967 wendete das Programm für die 
Entsendung von Experten 95 Mio Dollar auf, 
während der größte Teil eines weiteren, 
13 Mio Dollar umfassenden Betrages für Ex-
perten, deren Einsatz aufgrund von Unter- und 
Zeitverträgen erfolgte, bereitgestellt wurde. 
1967 befanden sich insgesamt 6900 UNDP-Ex-
perten in den Entwicklungsländern. Die Ex-
pertendienste verteilten sich gleichmäßig auf 
die großen und kleinen Projekte des Pro-
gramms und beanspruchten etwa zwei Drittel 
der Aufwendungen des Sonderfonds und mehr 
als vier Fünftel der EPTA-Leistungen. Zwar 
stammte die Mehrzahl der Experten aus Indu-
strieländern, jedoch kamen nicht weniger als 
1060 (oder 30 Prozent) Experten aus Ländern, 
die ihrerseits Entwicklungshilfe erhalten. Die 
Mehrzahl der Experten war in einzelstaat-
lichen Projekten von 116 Ländern und Gebie-
ten tätig. 1171 (ein Sechstel der Gesamtzahl) 
der Einsätze erfolgte im Rahmen regionaler 
oder interregionaler Projekte. Der Einsatz von 
Experten, die Unterverträge besaßen, be-
schränkte sich auf Projekte des Sonderfonds, 
insbesondere auf solche der Bereiche Land-
wirtschaft, Industrie und öffentliche Versor-
gungseinrichtungen. 1967 schloß das UNDP 93 
solcher Verträge mit etwa 80 verschiedenen 
privaten und staatlichen Vertragspartnern neu 
ab. Die Dienstleistungen waren unterschiedli-
cher Art. In der Reihenfolge ihrer Bedeutung 
handelte es sich um: Untersuchungen auf den 
Gebieten Verkehrswesen, Städteplanung, Bo-
denuntersuchung und hydrologische Studien, 

Flußbeckennutzung, mineralogische und geo-
physikalische Studien, Luftphotographie, Ener-
giewirtschaft, Konstruktion und Lieferung von 
Ausrüstungen sowie Luftfahrttechnik.

Weitere 23 Mio Dollar kostete im Jahre 1967 
der Ankauf von Ausrüstungen, und zwar 
hauptsächlich für Großprojekte des SF. Im 
Jahre 1967 vergab das UNDP Aufträge in 
89 Ländern.

11 Prozent der Gelder für diese Aufträge gin-
gen in Länder, die selbst UNDP-Hilfe in An-
spruch nehmen. Eine große Zahl unterschied-
licher, meist privater Firmen war beteiligt. 
160 Einzelorganisationen erhielten größere 
Aufträge; in der Reihenfolge ihrer Bedeutung 
betrafen diese Bohr- und Vermessungsgeräte, 
Fischereifahrzeuge, Tiefbau- und landwirt-
schaftliche Maschinen, Kraftfahrzeuge, hydrau-
lische Ausrüstungen sowie Apparaturen für 
das Fernmeldewesen und Maschinen für die 
Nahrungsmittelindustrie.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil der UNDP-
Hilfe ist die Vergabe von Stipendien. 1967 
betrugen die Aufwendungen für 4543 Stipen-
dien fast 10 Mio Dollar. 44 Prozent der Stipen-
diaten erhielten ihre Ausbildung in anderen 
Entwicklungsländern. Die Mehrzahl der Sti-
pendien wurde aus EPTA-Mitteln an Studen-
ten und Praktikanten der verschiedenen Fach-
richtungen und Ausbildungsstufen vergeben. 
In beschränkterem Maße bewilligte der Son-
derfonds höher dotierte Stipendien, die eine 
Fortbildung der einheimischen, in den Projek-
ten selbst tätigen Führungskräfte ermöglich-
ten.

Partnerschaftshilfe und assoziierte Hilfeleistungen

Die für die oben erwähnte und andere UNDP-
Hilfe aufgebrachte Gesamtsumme von 143 Mio 
Dollar machte weniger als 50 Prozent der ge-
samten Mittel aus, die für die Abwicklung der 
erwähnten Projekte zum Einsatz gelangten. 
Den größeren Teil der Projektkosten stellten 
die Nehmerländer selbst im Rahmen der soge-
nannten Partnerschaftshilfe bereit. Obwohl ge-
naue Angaben über die Höhe der Partner-
schaftsleistungen für EPTA-Projekte nicht vor-
liegen, kann man aufgrund zuverlässiger 
Schätzungen davon ausgehen, daß jeder vom 
UNDP in diesem Bereich eingesetzte Dollar 
eine Partnerschaftsleistung von 50 Dollarcents 

nach sich zog. Zu jedem Dollar, der das UNDP 
für SF-Projekte ausgab, fügten die Nehmer-
länder im Jahre 1967 fast 1,50 Dollar hinzu, 
d. h. der Anteil der Nehmerländer betrug 
134 Mio Dollar und der des UNDP 93 Mio 
Dollar. Im Falle der Sonderfondsprojekte war 
dieses Verhältnis häufig Schwankungen unter-
worfen. Beispielsweise war im Jahre 1967 das 
Verhältnis von Nehmerländerbeiträgen zu 
UNDP-Ausgaben bei Projekten in Nord-, Mit-
tel- und Südamerika 2 : 1 und bei Projekten in 
Asien und dem Nahen Osten 1:1. Der Schwer-
punkt des Beitrages der Nehmerländer zu 
Sonderfondsprojekten lag im Jahre 1967 vor-



zugsweise auf materiellen Leistungen und we-
niger auf der Bereitstellung von Arbeitskräf-
ten. Der größte Teil dieser materiellen Lei-
stungen, der im Jahre 1967 52 Mio Dollar der 
gesamten Partnerschaftshilfe ausmachte, be-
stand aus Projektbauten, während die Nehmer-
länder weitere 31 Mio Dollar für Ausrüstun-
gen, im Land hergestellte Waren und in Form 
von Dienstleistungen beitrugen. Für Löhne 
und Gehälter wendeten sie im Rahmen der 
Partnerschaftshilfe 51 Mio Dollar auf. Von dem 
gesamten einheimischen Personal, das 1967 an 
Sonderfonds-Projekten beteiligt war, übten 
20 400 Personen höhere technische oder ad-
ministrative Funktionen aus; 6000 arbeiteten in 
Stellungen für Nachwuchskräfte (junior level), 
21 600 waren für Büro- und sonstige Arbeiten 
eingesetzt.

Die genannten, für die Durchführung der Son-
derfonds-Projekte bereitgesteilten Summen er-

In den Jahren 1950—1967 erhöhte sich das 
Bruttosozialprodukt der Entwicklungsländer 
durchschnittlich um etwa 4,5 Prozent pro Jahr; 
es stieg von etwa 110 auf über 230 Millarden 
Dollar (Preise von 1960). Dieser Fortschritt 
war zu einem oft unterschätzten Teil der 
Selbsthilfe der Entwicklungsländer zuzuschrei-
ben, wurde aber durch den Zufluß von Mitteln 
aus den industrialisierten Ländern wesentlich 
unterstützt. Der Anteil des UNDP daran war 
relativ gering. Obwohl der spezifische UNDP-
Anteil an dem 120 Milliarden Dollar betragen-
den Zuwachs von der Vielzahl der einzelnen, 
sich gegenseitig beeinflussenden Entwick-
lungsvorhaben nicht zu trennen ist, zeichnen 
sich doch die tatsächlichen Leistungen und die 
zu erwartenden positiven Ergebnisse der 
UNDP-Tätigkeit ab.
Als beispielsweise in den Jahren 1961—1966 
der Nettozufluß der Finanzmittel aus den Ge-

Aufgrund der Beteiligung des UNDP an Pro-
jekten der Technischen Hilfe konnten mehr als 
40 000 Fachkräfte in Entwicklungsländer ent-
sendet werden, wo ihr Wissen praktisch auf 
jedem wirtschaftlichen und sozialen Gebiet, so 
z. B. in der Landwirtschaft, im Bergbau sowie 
in Fabriken, Krankenhäusern, Schulen und im 
Wohnungs- und Verwaltungswesen, Verwen-

fuhren weitere Ergänzungen durch assoziierte 
Hilfeleistungen, durch andere multilaterale 
und private Organisationen sowie durch bila-
terale Programme. Im Rahmen dieser assozi-
ierten Hilfeleistungen wurden Expertendien-
ste, Stipendien, Kapitalhilfe für Gebäude und 
Ausrüstungen, Mittel für Forschungsaufträge 
usw. zur Verfügung gestellt. Die assoziierte 
Hilfe basierte auf direkten Abkommen zwi-
schen den Regierungen der Empfänger- und 
Geberländer. Obwohl diese Hilfeleistungen 
eine Ergänzung der Sonderfonds-Projekte dar-
stellten, bildeten sie nicht Teil des Projektbud-
gets. Wie aus den vorhandenen Daten hervor-
geht, erhielten im Jahre 1967 166 Sonderfonds-
Projekte in 60 Ländern diese, aus über 50 ver-
schiedenen Quellen stammende, assoziierte 
Hilfe. Die Gesamtsumme der assoziierten Hil-
feleistungen belief sich im Jahre 1967 schät-
zungsweise auf 26 Mio Dollar in Form von 
finanziellen und materiellen Leistungen.

Die Gesamtentwicklung des UNDP
berländern in die Entwicklungsländer und in 
alle multilateralen Organisationen nur um 
etwa 1,5 Prozent jährlich zunahm, erhöhten 
sich gleichzeitig die freiwilligen Beiträge für 
das UNDP um fast 12 Prozent.

Dieser Zuwachs beweist die allgemein vertre-
tene Überzeugung, daß die von den UN-Orga-
nisationen gelenkte, multilaterale Projekt-
hilfe ein notwendiges und wirksames Instru-
ment für die Entwicklung der Dritten Welt ist. 
Die positiven Ergebnisse der vom UNDP ge-
förderten Projekte lassen sich nicht summa-
risch durch Statistiken nachweisen; jedoch soll 
versucht werden, anhand von einigen auf-
schlußreichen Ergebnissen bei UNDP-Projek-
ten und in den drei Aktionsbereichen des 
Sonderfonds — angewandte Forschung, Aus-
bildung und Vermessungswesen — einen Ein-
druck von der Arbeit des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen zu vermitteln.

Technische Hilfe (EPTA-Projekte)
düng fand. Es liegt auf der Hand, daß der 
gewonnene Nutzen weit über die Phase der 
unmittelbaren Hilfeleistung hinaus wirksam 
sein wird.

Außerdem erhielten mehr als 40 000 Stipendia-
ten aus Entwicklungsländern die Möglichkeit 
eines Fachstudiums im Ausland.



Der Sonderfonds

Angewandte Forschung

Es ist besonders schwierig, die Ergebnisse der 
Sonderfonds-Projekte im Bereich der ange-
wandten Forschung sowohl im Stadium ihrer 
Durchführung als auch in der Folge summa-
risch darzustellen. Aufgrund der verhältnis-
mäßig langen Laufzeit dieser Projekte waren 
Ende 1967 mehr als fünf Sechstel der geneh-
migten Großprojekte noch nicht abgeschlos-
sen. Außerdem führen besonders technische 
Forschungsprogramme erst nach einer länge-
ren Zeitspanne zu sichtbaren Ergebnissen. 
Trotzdem haben auch diese Projekte in fast 
jeder Phase ihrer Durchführung dem Hauptziel 
des UNDP gedient, technisches Wissen den in 
den Entwicklungsländern gegebenen Bedin-
gungen anzupassen. Fünf im Jahre 1967 ab-
geschlossene gemeinsame UNDP/FAO-Projekte 
wurden z. B. im Rahmen des „Near East Ani-
mal Health Institute" durchgeführt. Mit einem 
Kostenaufwand von 3 Mio Dollar errichtete 
hier das UNDP u. a. Laboratorien, die sich mit 
der Erforschung von übertragbaren Pleuro-
pneumonien bei Rindern, örtlichen Erschei-
nungsformen der Maul- und Klauenseuche, 
einer Reihe von Geflügelkrankheiten, dem 
Auftreten der Bruzellose, Tuberkulose und 
Salmonellen und der Entwicklung verschieden-
artiger diagnostischer Tests bei Rinderpest 
und verwandten Krankheiten befassen. In 
einer Reihe von Fällen erhielten die jeweili-
gen Regierungen auf ihr Ersuchen hin im An-
schluß an diese Projekte weitere UNDP-Hilfe 
in Form von Folgeprojekten, die der Vertie-
fung der im Rahmen der ursprünglichen Pro-
jekte gewonnenen Resultate der Forschungs-
und Ausbildungstätigkeit dienen sollen.

In Indien und Chile durchgeführte Projekte 
sind überzeugende Beispiele für erfolgreiche 
betriebswissenschaftliche Forschung. In Dur-
gapur errichtete die indische Regierung mit 
Hilfe des UNDP und der UNESCO ein For-

schungsinstitut für Maschinenbau, das sich mit 
Untersuchungen über Konstruktion und Pro-
duktion von Autoteilen, Materialprüfung, 
Starkstromtechnik, Wärmelehre und Hydrau-
lik, Meßtechnik, Metrologie und Schweißtech-
nik befaßt. Viele der Konstruktionspläne und 
Spezifikationen des Instituts haben in der 
Industrie Verwendung gefunden. Das UNDP 
hat nunmehr beschlossen, eine ähnliche Insti-
tution von Indien zu unterstützen, die sich auf 
die weniger komplizierten, jedoch ebenso 
wichtigen Probleme der einheimischen Indu-
strieunternehmen konzentrieren wird.
In Chile wurde mit Hilfe des UNDP und der 
FAO ein Institut für Forst- und Holzwirtschaft 
geschaffen, das mehr als 100 Projekte auf dem 
Gebiet der Holzerneuerung, Forstbestandsauf-
nahme und -betriebswirtschaft, Sägeindustrie, 
Sperrholzproduktion und des Nutzholzabsat-
zes und -exports abwickelte. Dieses Projekt 
führte zu Folgeinvestitionen in der Sägeindu-
strie und in Zellstoff- und Papierfabriken sei-
tens einheimischer und ausländischer Geld-
geber in Höhe von annähernd 105 Mio Dollar. 
Die im Rahmen des Projekts begonnene Arbeit 
wird fortgeführt und durch Mittel des EPTA 
und des Sonderfonds unterstützt.
Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 
die 25 abgeschlossenen UNDP-Projekte der 
angewandten Forschung auf drei Arten zur 
Durchführung gelangten. Während ungefähr 
die Hälfte dieser Projekte zum Einsatz weite-
rer UNDP-Mittel führten, stellten in den ande-
ren Fällen die Regierungen der jeweiligen 
Empfängerländer das für die Weiterführung 
erforderliche Kapital und Personal zur Ver-
fügung, so daß die Forschungsarbeiten fortge-
setzt werden konnten. Vier der Forschungs-
projekte, einschließlich des oben angeführten 
chilenischen, haben bereits zu Folgeinvestitio-
nen in Höhe von ca. 200 Mio Dollar geführt.

Ausbildungsprojekte
Die Ausbildungseinrichtungen haben ebenfalls 
sowohl während der UNDP-geförderten Pro-
jektphase als auch in der Folge gute Ergeb-
nisse gezeitigt. Bis zum Ende des Jahres 1967 
hatte das UNDP 289 Ausbildungsprojekte be-
willigt, von denen ca. vier Fünftel zu diesem 

Zeitpunkt bereits durchgeführt wurden. Man 
schätzt, daß diese Projekte im Verlauf ihrer 
Durchführung fast einer viertel Million Men-
schen die Möglichkeit einer besseren Ausbil-
dung oder Teilnahme an Seminaren oder Kur-
sen geboten haben (vgl. Tabelle 4). Einer vor-



sichtigen Schätzung zufolge können diese Pro-
jekte zu einer Einkommenssteigerung für die 
Praktikanten während ihrer gesamten beruf-
lichen Laufbahn um mehr als eine Milliarde 
Dollar führen. Uber ein Drittel dieser Prakti-
kanten erhielt eine einjährige, in manchen Fäl-
len sogar eine bis zu fünf Jahren währende 

gewerbliche Berufsausbildung oder eine Fort-
bildung für den Lehrberuf. Die meisten der 
Praktikanten jedoch, besonders diejenigen, die 
eine Ausbildung als Werkstattlehrer oder für 
leitende Stellungen in Betrieben erhielten, be-
suchten Kurse, die sich nur über einige Mo-
nate bzw. einige Wochen erstreckten.

Zu diesen Daten, die sich während der Lauf-
zeit der 46 Ausbildungsprojekte ergaben, sind 
noch die weiteren Ergebnisse (bis Abschluß 
der Projekte Ende 1967) zu zählen. Die Regie-
rungen der Empfängerländer haben die mei-
sten Ausbildungsinstitute nach dem gleichen 
Muster weitergeführt. Die durchschnittliche 
Zahl der Einschreibungen während eines aka-
demischen Jahres betrug in diesen Instituten 
etwa 100 bis 1000. Die dafür durchschnittlich 
aufzubringenden Mittel (einschließlich der Ge-
hälter) lagen bei 60 000 bis 300 000 Dollar 
mit ca. 10 bis 20 Fachlehrkräften, 10 bis 25 
Technikern und 10 bis 40 Verwaltungsbeam-
ten.

Gelegentlich erhielten einige Länder multilate-
rale oder bilaterale Unterstützung. Ein Drittel 
der in der ersten Stufe abgeschlossenen Ausbil-
dungsprojekte fördert das UNDP selbst weiter.

Die durch das UNDP und die FAO geförderte 
Errichtung einer Fakultät für Landtechnik an 
der Landwirtschaftlichen Hochschule von La Mo-
lina (Peru) ist in diesem Zusammenhang als 
besonders geeignetes Beispiel anzusehen. 

Ende 1967 verfügte diese Fakultät über 42 Pro-
fessoren und hielt pro Jahr 132 Kurse ab, die 
im Jahre 1967 2120 Studenten besuchten. Ein 
anderes Beispiel ist das Institut für öffent-
liche Verwaltung in Accra (Ghana). Die UNDP-
und UN-Hilfeleistungen für dieses Institut 
setzten Mitte 1961 ein und waren Ende 1966 
abgeschlossen. Das Institut hält für Anwärter 
der höheren Beamtenlaufbahn sowie für Fach-
kräfte Kurse ab. 198 Personen haben an die-
sem Institut ihr Abschlußexamen abgelegt und 
weitere 56 waren für 1966/67 immatriku-
liert. Fast alle Studenten sind in den Staats-
dienst übernommen worden. Zur Zeit bestehen 
Pläne, dem Institut ein College zur Ausbildung 
von Verwaltungspersonal anzuschließen, wo-
bei die Mittel von der Regierung und der Ford 
Foundation gewährt werden sollen. Unterstüt-
zung hat das Institut auch durch die Zentral-
stelle für öffentliche Verwaltung der Deut-
schen Stiftung für Entwicklungsländer in Ber-
lin erhalten, indem Fortbildungskurse in 
Deutschland durchgeführt wurden. Abschlie-
ßend soll zur Veranschaulichung der Ergeb-
nisse auf diesem Gebiet das Ausbildungszen-



trum für Fernmeldewesen in Kuala Lumpur, 
(Malaysia) genannt werden. Als Ende 1967 das 
Projekt abgeschlossen war, hatten 3192 Perso-
nen hier eine Ausbildung erhalten; weitere 
213 waren immatrikuliert. Die Ausbildungs-
stätte kommt den Erfordernissen des Landes 
sehr entgegen und bietet die fortschrittlichste 
Ausbildung ihrer Art in Südostasien. So wur-
de hier z. B. technisches Wartungspersonal für 

das Seacom Kabel-Projekt ausgebildet, das 
einen bedeutenden Fortschritt im übersee-
ischen Fernmeldewesen Malaysias darstellt. 
Als gemeinsame Folgeprojekte des UNDP und 
der ITU (Internationaler Fernmeldeverein) 
werden Zweigstellen des Ausbildungszen-
trums in anderen Teilen Malaysias errichtet, 
um die Ausbildung weiter zu verbreiten.

Untersuchungen

Die Ergebnisse der UNDP-Großprojekte, die 
durch umfassende Untersuchungen der Erfas-
sung der natürlichen Hilfsmittel der Entwick-
lungsländer dienen, lassen sich leichter dar-
stellen, weil sie in vielen Fällen zu Kapitalin-
vestitionen führen, die mehr oder weniger 
eine Folge derartiger Untersuchungen sind. 
Ende 1967 betrugen die Investitionszulagen, 
die direkt oder indirekt in Zusammenhang mit 
35 von 107 abgeschlossenen und sieben noch 

un abgeschlossenen Untersuchungsprojekten 
des Sonderfonds-Programms standen, nahezu 
1,9 Mrd. Dollar (vgl. Tabelle). Wenn man die 
Auswertungsfrist für die Untersuchungsergeb-
nisse länger bemißt und davon ausgeht, daß in 
der Folge erhebliche Investitionen vorgenom-
men werden, kann kein Zweifel daran beste-
hen, daß sich diese Ergebnisse noch erheblich 
verbessern werden.

Die meisten der erwähnten Folgeinvestitionen 
entfielen bisher auf den öffentlichen Versor-
gungssektor. Zum Beispiel haben in Brasilien 
zwei UNDP-Projekte zu einer Folgeinvestition 
in Höhe von 372 Mio Dollar in sechs Wasser-
kraftwerke einschließlich der dazugehörigen 
Anlagen geführt. Die Mitte 1966 abgeschlosse-
nen Projekte dienten der Schaffung eines Was-
serkraftpotentials zur Versorgung einer gro-

ßen Region und zur Vorbereitung von Plänen 
und Kostenkalkulationen für potentielle Bau-
vorhaben in diesem Gebiet. Ein zu einem frü-
heren Zeitpunkt durchgeführtes Projekt, das 
einen Beitrag zu den umfangreichen Unter-
suchungen für ein Mehrzweckprojekt im Fluß-
tal des Nigers (Nigeria) leistete, führte un-
mittelbar zu Investitionsverpflichtungen in 
Höhe von 216 Mio Dollar. Diese Summe war 



für die erste Bauphase des Flußprojektes be-
stimmt. Die gesamte UNDP-Tätigkeit läßt 
erkennen, daß die Landwirtschaft im Hinblick 
auf Folgeinvestitionen an zweiter Stelle steht. 
In Tunesien folgten z. B. Investitionszusagen 
in Höhe von 3,4 Mio Dollar für den Bau von 
Bewässerungsanlagen, nachdem die vom 
UNDP im Rahmen eines landwirtschaftlichen 
Zehnjahresplans finanzierten Untersuchungen 
vorausgegangen waren. Obwohl bisher auf 
dem industriellen Sektor im allgemeinen weni-
ger Folge-Investitionen zu finden sind, deutet 
die in Burma unternommene Untersuchung der 
Blei- und Zinkabbau- sowie der Verhüttungs-
möglichkeiten auf positive Ergebnisse in die-
ser Richtung hin. Das Projekt führte zur Pla-
nung einer Blei- und Zinkverhüttungsanlage 
und zur Reduzierung der Betriebskosten eines 
Bergwerks um 50 Prozent.

in etwa einem Dutzend von Fällen haben die 
Projekterhebungen zu negativen Ergebnissen 
geführt, wodurch mögliche Fehlinvestitionen 
verhindert werden konnten. In zahlreichen an-

deren Fällen haben sich zusätzliche Vorinve-
stitionen als notwendig erwiesen, bevor das 
eigentliche Entwicklungsprojekt in Angriff ge-
nommen werden konnte. Ob weitere Hilfe 
durch das UNDP erfolgt, hängt von den jewei-
ligen Umständen ab. Erscheint eine Kapitalan-
lage aufgrund der Untersuchungsergebnisse 
sinnvoll, hängt die weitere Entwicklung von 
der Bereitstellung der notwendigen Finanzmit-
tel ab. Bisher waren die den Projektstudien 
über vorhandene Hilfsmittel folgenden Maß-
nahmen besonders abhängig von den Finanz-
mitteln ausländischer Investoren und multila-
teraler Organisationen. Auch die Eigenleistun-
gen des jeweiligen Entwicklungslandes erfolg-
ten ebenfalls in einem weit stärkeren Maße 
aus öffentlichen als aus privaten Mitteln. Die 
Möglichkeit des UNDP, in einem gewissen 
Ausmaß Folgeinvestitionen vornehmen zu 
können, trägt dazu bei, zumindest einem Teil 
der als wirtschaftlich sinnvoll erkannten Ent-
wicklungsprojekte die notwendigen Kapital-
mittel zur Verfügung zu stellen.

Deutschland und das UNDP

Die Bundesrepublik Deutschland gehört dem 
UNDP bzw. seinen beiden Vorläufern seit dem 
Jahre 1954 bzw. seit der Gründung des Sonder-
fonds an:

„Was die Bundesrepublik Deutschland am An-
fang zu diesen Bemühungen beitragen konnte, 
war allerdings noch recht spärlich, denn die 
beträchtlichen Kriegsfolgelasten forderten zu-
nächst noch auf Jahre hinaus ein behutsames 
Haushalten mit den vorhandenen Kräften. Als 
im Januar 1955 eine Gruppe von Abgeordne-
ten im Deutschen Bundestag darauf hinwies, 
daß die deutschen Beiträge zum Technischen 
Hilfsprogramm der Vereinten Nationen zu den 
niedrigsten in Europa gehörten und der Bun-
desregierung die Frage stellte, ob die Zuwen-
dungen nicht ,in ein angemessenes Verhältnis 
zu dem Leistungspotential der deutschen Wirt-
schaft' gebracht werden sollten, antwortete der 
Vertreter der Bundesregierung, daß die Bei-
tragsleistungen nicht von der deutschen Wirt-
schaft, sondern aus dem Bundeshaushalt auf-
gebracht werden müßten, die außergewöhn-
lichen Belastungen des Bundeshaushaltes auf 
Grund der Kriegsfolgen zwängen aber zum 
sorgsamen Abwägen der vorhandenen Mög-
lichkeiten, und eine Erhöhung der Beiträge 

Damit liegt die Bundesrepublik nach den USA, 
Großbritannien, Schweden, Dänemark und Ka-
nada an sechster Stelle der Beitragszahler (vgl. 
Tabelle 2).

Stellt man diesen Leistungen die „Rückflüsse" 
aus UNDP-Mitteln im weiten Sinne gegenüber, 
ergibt sich folgende internationale Aufstellung 
für die Jahre 1960—1967:

9) Vgl. Hinweis 7, a. a. O., Seite 115.



davon:

Im Jahre 1967 befanden sich 233 deutsche Ex-
perten in über 50 Entwicklungsländern im Ein-
satz. Das UNDP zahlte für diese und rund 600 
andere deutsche Fachkräfte in der Zeit von 
1950 bis 1965 insgesamt über 15 Mio Dollar 
Gehälter usw. Zahlreiche deutsche Experten 
waren als Projekt-Leiter in führender Stellung 
tätig. Die an deutsche Firmen vergebenen Auf-
träge schlüsseln sich wie folgt auf:
1. Lieferleistungen für EPTA-Projekte

1 737 600 Dollar
2. Lieferleistungen für SF-Projekte

ca. 11 000 000 Dollar
3. Verträge mit Beratungsfirmen

1 693 200 Dollar

Somalia: Landwirtschaftliche Untersuchungen 
Mexico: Forstwirtschaftliche Bestands-
aufnahme
Honduras: Forstwirtschaftliche Unter-
suchungen
Thailand: Holz- und papierwirtschaftliche 
Untersuchungen
Guatemala: Forstwirtschaftliche Entwicklung 
Ekuador: Forstwirtschaftliche Entwicklung 
Libanon: Forstwirtschaftliche Ausbildungs-
und Forschungsvorhaben
Sudan: Land- und wasserwirtschaftliche Unter-
suchungen
Dahomey: Wasserwirtschaftliche Unter-
suchungen
Kolumbien: Forstwirtschaftliche Entwicklungs-
studien
Nepal: Entwicklung und Leitung von Bewäs-
serungsprojekten
Pakistan: Mineralische Studien
Pakistan: Untersuchungen zur Entwicklung des 
Fernmeldewesens
Spanien: Wasserwirtschaftliche Unter-
suchungen
Brasilien: Transport-Studien.

Weiterhin gab die Bundesrepublik Deutsch-
land 63 Mio Dollar Entwicklungshilfe an fünf 
Großprojekte, deren Wirtschaftlichkeit auf-
grund von UNDP-Untersuchungen festgestellt 
worden ist. Die Projekte liegen in Brasilien, 
Ekuador, Ghana sowie Tunesien und betreffen 
das regionale Mekong-System.

Schließlich werden deutsche bilaterale Ent-
wicklungsprojekte in 30 Ländern aufgrund vor-
heriger oder begleitender UNDP-Hilfe durch-
geführt. Dabei erfahren die deutschen Hilfs-
maßnahmen Unterstützung durch 90 Experten, 
55 Stipendiaten, die Bereitstellung von Gebäu-
den im Werte von 1,03 Mio Dollar sowie durch 
die Lieferung von Ausrüstungsgegenständen 
in Flöhe von ca. 400 000 Mio Dollar.

Ausblick
Auf internationaler Ebene ist man zur Zeit da-
mit befaßt, eine globale Entwicklungsstrategie 
für die zweite UN-Entwicklungsdekade zu er-
arbeiten. Die derzeitigen und voraussehbaren 
Resultate der laufenden UNDP-Vorhaben deu-
ten auf die Möglichkeit eines beträchtlichen 
Aufschwungs der künftigen UNDP-Tätigkeit 

hin. Es ist anzunehmen, daß das UNDP in den 
siebziger Jahren eines der stärksten expan-
dierenden Organe in der Reihe der Entwick-
lungsinstitutionen sein wird.
Der Direktor des UNDP, Paul Hoffman, nannte 
als notwendige Beitragsaufkommen für 1969 
die Summe von 250 Mio Dollar, d. h. 70 Mio 



Dollar oder 40 Prozent mehr als im Jahre 1968. 
Für 1970 erwartet das UNDP Beiträge in Höhe 
von 350 Mio Dollar. Diese Summe, so betonte 
Hoffman, muß als äußerstes Minimum betrach-
tet werden, da für den Zeitraum 1968—1970 
nach dem vorliegenden UNDP-Berechnungen 
eigentlich jährlich 489 Mio Dollar erforderlich

wären, d. h. die 2 1/2fache Summe der Zusagen 
für das Jahr 1968 10 ).

10) Future Needs for Pre-Investment Activity 
Relation to the Administrative Capacity of 
United Nations System to Programme and Imple

Eine Gegenüberstellung der UNDP-Projektmit-
tel für die Jahre 1965/67 und der Beiträge für 
den Dreijahres-Zeitraum 1968/70 läßt die 
Schwer

11
punkte in der künftigen Entwicklung 

erkennen (in Mio Dollar) ).

Geht man einmal davon aus, daß die Beiträge 
für die Jahre 1968—1970 jeweils 180, 250 und 
350 Mio Dollar einbringen und einige Geber-
länder — wie angekündigt — Sonderbeiträge 
leisten, bleiben noch immer ca. 670 Mio Dollar 
ungedeckt. Einen Teil dieser Summe kann das 
UNDP beitragen, wenn es die bisher angesam-
melten Rücklagen in Höhe von 400 Mio Dollar 
auflöst.

Schon heute steht jedoch fest, daß sinnvolle 
Projekte in Höhe von einer Viertel Milliarde 
Dollar nicht in Angriff genommen werden kön-
nen, eine Tatsache, die angesichts der beson-
deren Bedeutung des „Entwicklungsprogramms 
der Vereinten Nationen" für den wirtschaft-
lichen und sozialen Fortschritt in der Dritten 
Welt bedauert werden muß.

Anhang

ment such Activities, Report by the Administrator 
(5th Session, 9—24 January 1968, DP/L S 7, p. 7). 
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